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Vorwort

Brigitte Meier Gertraud von Gaessler

Munchen wird inklusiv — dieses Ziel verfolgt die Stadt MUnchen nicht zuletzt seit Inkrafttreten
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Jahr 2009 mit Nachdruck. Die Stadt Mun-
chen hat hierzu bereits Mitte des Jahres 2013 einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK
vorgelegt.

Die Ausgestaltung eines inklusiven Gemeinwesens ist jedoch ein kontinuierlicher Prozess.
Hierzu ist solides Wissen Uber die Lebenslagen und Bedarfe von Menschen mit Behinderungen
in der Landeshauptstadt Minchen unabdingbar. Auch die UN-BRK selbst weist in Art. 31 auf
die hohe Bedeutung der Sammlung geeigneter Informationen hin, auf deren Basis Konzepte zur
Umsetzung der Konvention geplant und umgesetzt werden konnen.

Deshalb hat der Stadtrat das Sozialreferat bereits im Jahr 2010 damit beauftragt, eine entspre-
chende Studie in Auftrag zu geben. Mit der Studie sollte einerseits die Arbeitsmarktsituation
von Menschen mit Behinderungen differenziert dargestellt werden. Andererseits sollten Men-
schen mit Behinderungen selbst beteiligt und zu ihren konkreten Lebenslagen und ihren WUn-
schen flr die Ausgestaltung eines inklusiven Gemeinwesens befragt werden.

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass sich die Stadt Minchen auf einem guten Weg befindet,
es aber dennoch viel zu tun gibt, um auf dem Weg zur Inklusion voranzukommen.

Wir mochten uns an dieser Stelle zunachst flr die umfangreiche Unterstltzung und sehr gute
Kooperation beim Zentrum Bayern Familie und Soziales bedanken. Und wir bedanken uns sehr
herzlich beim Auftragnehmer der Studie, Dr. Andreas Sagner, SIM Sozialplanung und Begleit-
forschung, fur die differenziert erarbeiteten Ergebnisse und die bereits entwickelten Handlungs-
empfehlungen. Sie sollen ebenso in den weiteren Diskussions- und Umsetzungsprozess der
UN-BRK in der Stadt Minchen einflieRen wie weitere Anregungen, die sich auf Basis der Stu-
dienergebnisse ergeben.

Brigitte Meier Gertraud von Gaessler
Sozialreferentin Leiterin des Amtes flr Soziale Sicherung
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1. Einleitung
1.1 Grundlagen der Studie

Die Studie zur Arbeits- und Lebenssituationen
von Menschen mit Behinderungen in der
Landeshauptstadt MUnchen ist vier Uberge-
ordneten Zielsetzungen verpflichtet:

e Erfassung der Perspektive der erwachsenen
Menschen mit Behinderung im Alter von 18
bis 64 Jahren (und ihrer Angehdrigen) — hin-
sichtlich ihrer gegenwartigen Arbeits- und
Lebenssituationen.

¢ Analyse und fachliche Bewertung der
gegenwartigen Arbeits- und Lebenssituatio-
nen von Menschen mit Behinderungen —
unter Berucksichtigung unterschiedlicher
soziodemographischer Merkmale (z. B.
Geschlecht, Alter, Migrationshintergrund),
Lebensphasen, Sozialisationsbedingungen
und Bedarfslagen (v.a. Umfang/Art der
Unterstltzungsbedarfe, Art der Behinde-
rung).

¢ Berlcksichtigung der grof3en Bedeutung der
sozialen Nahraume fur die umfangliche und
nachhaltige Realisierung der Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen bzw. fir die
Entwicklung/Realisierung einer inklusiven
Stadtgesellschaft.

¢ Entwicklung von Handlungsempfehlungen
zur inklusiven Weiterentwicklung der Ange-
bots-/Dienstleistungslandschaft und der die
Arbeits- und Lebenslagen pragenden Struk-
turen.

In diesem Sinne umfasst die Studie im
Wesentlichen fUnf inhaltliche Bausteine:

e Sekundarstatistische und qualitative Analy-
sen der Munchner Arbeitsmarktsituation von
Personen mit (Schwer-)Behinderung.

e Reprasentative schriftliche Befragung von
Mdunchner Burgerinnen und Blrgern mit
anerkannter Schwerbehinderung im Alter von
18 bis 64 Jahren.

e Schriftliche Befragung von Personen, die
ihrem naheren familiaren Umfeld ein Familien-
mitglied mit Behinderung unterstutzen. Die
Erhebung wurde aus datentechnischen und
forschungspragmatischen Griinden tber
relevante Einrichtungen bzw. Dienste der
Behindertenhilfe organisiert (mittelbare Be-
fragung).

e Durchflhrung von Sozialraumerkundungen
in zwei ausgewahlten Quartieren, um exemp-
larisch die Moglichkeiten und Grenzen der
Teilhabe aus Sicht von Menschen mit Behin-
derungen als Expertinnen und Experten in
eigener Sache zu beleuchten.

e Handlungsempfehlungen.

Die vorliegende Kurzfassung folgt dieser
inhaltlichen Gliederung.

Nahere Hinweise zu der methodischen Durch-
fuhrung der einzelnen Bausteine und zur
Aussagekraft der erhobenen Datensatze
finden sich in dem vorgelegten zweiteiligen
Endbericht, in dem sich auch ein ausfuhrliches
Literaturverzeichnis befindet.
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1.2 Allgemeine Ausgangsbedingungen

Ende Marz 2013 waren 48.675 Munchner
Blrgerinnen und Burger im Alter von 18 bis
64 Jahren vom Zentrum Bayern Familie und
Soziales (ZBFS) als schwerbehindert aner-
kannt (GdB 50 und mehr). Bezogen auf die
Gesamtbevolkerung dieses Alters entspricht

dies einer Quote von 5,0%. Nachfolgende
Tabelle bildet neben der Verteilung nach Ge-
schlecht und Staatsangehorigkeit auch den
Zusammenhang zwischen diesen beiden
Kategorien und dem Alter ab.

Tab. 1: Minchner Birgerinnen und Biirger mit Schwerbehinderung im Alter von

18 bis 64 Jahren nach Geschlecht, Staatsangehorigkeit und Alter

Stand: 31.03.2013; Angaben in Prozent
Altersklassen Insgesamt Geschlecht Staatsangehorigkeit

Manner Frauen Deutsch Ausland.
48.675 23.614 25.061 35.155 13.520
% auf Zeile 48,5 51,5 72,2 27,8
% auf Spalte % auf Spalte % auf Spalte % auf Spalte % auf Spalte
18-24 Jahre 2,9 3,3 2,6 3,0 2,8
25-34 Jahre 6,8 7,5 6,2 7,3 55
35-44 Jahre. 11,9 12,6 11,2 12,4 10,6
45-54 Jahre 27,0 27,2 26,8 29,7 19,8
55-64 Jahre 51,0 49,4 53,3 47,6 61,3
Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
Quelle: ZBFS.

Auffallig ist, dass Uber die Halfte der schwer-
behinderten Mdnchnerinnen und MUnchner
im erwerbsfahigen Alter 55 Jahre bis 64 Jahre
ist. Nicht einmal jede zehnte Person (9,7 %) ist
unter 35 Jahre.

Bekanntermal3en stellt aber nicht jede Person,
die einen Anspruch auf Feststellung einer
Schwerbehinderung hatte, beim Zentrum
Bayern Familie und Soziales einen entspre-
chenden Antrag — sei es weil der ,Behinder-
tenstatus” als stigmatisierend erlebt wird oder
sei es weil die Beeintrachtigungen im (beruf-

lichen) Alltag kaum leistungsmindernd sind
bzw. die Betroffenen mit einer Antragstellung
keinerlei Vorteile erwarten. Grob und konser-
vativ geschatzt kann man — bezogen auf die
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter, die
bereits einen Schwerbehindertenausweis
besitzt — von einer Dunkelziffer von etwa 25%
bis 30% ausgehen. Unter dieser Annahme
lage die Schwerbehindertenquote fur diesen
Personenkreis nicht bei 5,0%, sondern bei
ca. 6,25% bis 6,5%.
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2. Die Arbeitssituation von Menschen mit
Behinderungen in der Landeshauptstadt Munchen

2.1 Beschaftigungsumfang (,, Istquoten™)

Grundsatzlich sind alle privaten und 6ffentli- Menschen mit Schwerbehinderung in den
chen Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeits-  letzten Jahren durchaus verbessert haben,
platzen gefordert, wenigstens finf Prozent wird diese vom Gesetzgeber vorgesehene
davon mit Menschen mit Schwerbehinderung  Pflichtquote von 5,0% auch in der Landes-
oder ihnen Gleichgestellte zu besetzen (5§ 71 hauptstadt Minchen immer noch nicht er-
SGB IX). Fir jeden nicht entsprechend besetz-  reicht. Abbildung 2 bildet die zum 31.12.2011
ten Pflichtarbeitsplatz ist eine Ausgleichsab- von der Bundesagentur flr Arbeit gemeldeten
gabe zu zahlen, deren Hohe sich nach der Zahl Istquoten’ fir das Gebiet der Landeshaupt-
der besetzten Pflichtarbeitsplatze richtet. stadt Mlnchen und des Freistaates Bayern —

Obwohl sich die Beschaftigungschancen von differenziert nach Art des Arbeitgebers — ab.

Abb. 2: Istquoten in der Landeshauptstadt Miunchen und im Freistaat Bayern nach
Arbeitgeber
Stand: 31.12.2011

9,0

79§

8.0

7.0

6.0

5,0

4,0

3.0

2,0

1,0 i
Private Arbeitgeber Offentliche Arbeitgeber insgesamt

B in Minchen [ in Bayern Arbeitgeber LH Munchen

Quelle: BA Statistik, SIM Sozialplanung und Begleitforschung.

1 Betont sei, dass es sich bei der Istquote um eine gesetzlich definierte rechnerische GroRe handelt. Aufgrund der in
die Berechnung gegebenenfalls einflieienden Anrechnungsfaktoren ist sie nicht deckungsgleich mit dem Anteil von
Beschaftigten mit einer Schwerbehinderung an der gesamten Mitarbeiterschaft.
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Die Abbildung belegt die Vorreiterrolle der
Landeshauptstadt Munchen als Arbeitgeberin
von Menschen mit (Schwer-)Behinderung: Mit
7,7% Ubersteigt die von ihr erreichte Istquote
nicht nur deutlich die gesetzliche Vorgabe,
sondern auch das vom Stadtrat selbst ge-
setzte Ziel von 6,0%.

Grundsatzlich gilt: Je groRer ein Betrieb, desto
hoher die Beschaftigungsquote von Menschen
mit Schwerbehinderung. Die in den letzten
Jahren zu beobachtende Steigerung der Ist-
quote verdankt sich primar dem Engagement
von GroRunternehmen mit 500 und mehr
Beschaftigten, wenngleich auch in diesem Fall

der demographischen Alterung der Beleg-
schaften eine tragende Rolle zukommt. Wie
auch immer: Weitere Beschaftigungspoten-
ziale sind vor allem bei den Klein- und Mittel-
betrieben zu vermuten.

Unabhéangig hiervon zeigen die Statistiken,
dass die einzelnen Betriebe sehr unterschied-
lich auf die gesetzliche Vorgabe reagieren.
Abbildung 3, welche die in der Landeshaupt-
stadt Minchen ansassigen beschaftigungs-
pflichtigen Betriebe nach dem Grad ihrer
jeweiligen Quotenerflllung differenziert,
verdeutlicht dies fiur die letzten flnf Jahre.

Abb. 3: Beschaftigungspflichtige Betriebe in der Landeshauptstadt Minchen

nach Grad der Quotenerfiillung, 2007-2011

Angaben in Prozent

100
80

60

49,5

40

20

14,6
2007 (n=2.618) 2008 (n=2.678)

B (Uber-)Erfiillung der Quote

Uberhaupt keine Beschéftigung von MmSB

2009 (n=2.755)

49,3

14,9

2010 (n=2.804) 2011 (n=2.899)

B Teilerfallung der Quote

Quelle: BA Statistik, SIM Sozialplanung und Begleitforschung.

BerUcksichtigt man die in der obigen Abbil-
dung in Klammern abgetragene absolute Zahl
der Betriebe, zeigt sich, dass die Zahl der
Betriebe, die uUberhaupt keine Menschen

mit einer Schwerbehinderung bzw. Gleich-
gestellte (MmSB) beschaftigen, zwischen
2007 und 2011 um 7,2% (von 940 auf 1.008)
zugenommen hat.
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2.2 Umfang und Grad der Erwerbsbeteiligung

Die reprasentative Befragung bestatigt die nur fur 50,5% der im Rahmen der Studie
deutlich geringere Erwerbsbeteiligung von Befragten zu: Erwerbstatig im engeren Sinne
Menschen mit Schwerbehinderung gegentber sind 47,6%, wahrend sich 2,9% noch in beruf-
der Gesamtbevolkerung (jeweils im Alter von licher Ausbildung finden.

18-64 Jahren): Wahrend laut Mikrozensus? Abbildung 4 weist die Erwerbsbeteiligung von
78,8% der Minchner Blrgerinnen und Birger  Personen mit Schwerbehinderung nach Ge-
ohne Schwerbehinderung am Arbeitsleben schlecht und Altersgruppen aus.

teilhaben bzw. in Ausbildung sind, trifft dies

Abb. 4: Erwerbsbeteiligung von Personen mit Schwerbehinderung nach Geschlecht
und Altersgruppen
Angaben in Prozent

90

80 760 25079,1798

7.7
70 -
61,4 62,0 61,7

L 67,9 695
52,7
48,3 505
39,0
335
27,4

18-24 J. 25-34 J. 35-44 J. 45-54 J. 55-64 J. Gesamt

60 -
50 -
40
30
20 -
10 +

0

B Manner (n=856) M Frauen (n=839) " Gesamt (n=1.695)

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Erkennbar besteht ein enger Zusammenhang  55- bis 64-Jahrigen ist nur mehr ein Drittel
zwischen dem Alter und der Erwerbstatigkeit:  (33,5%) erwerbstatig. Statistisch signifikante
Ab Mitte dreildig sinkt die arbeitsweltbezogene Unterschiede zwischen Mannern und Frauen
Teilhabequote der Manner und Frauen mit zeigen sich nur flr die Gruppe der 55- bis
Schwerbehinderung kontinuierlich ab. Von den  64-Jahrigen.

2 Der hier verwendete Mikrozensus — der letzte, der entsprechende Angaben enthélt — stammt allerdings aus dem Jahr
2009.
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Deutliche Unterschiede in der Erwerbsbeteili-
gung zeigen sich auch entlang der Achse
.Behinderungsart”. Abbildung 5 zeigt diesen
Zusammenhang nach Alter, wobei auch ge-
ringflgige Beschaftigungsverhaltnisse und
Anstellungen in Integrationsbetrieben sowie in
Werkstatten fur Menschen mit Behinderung
(WfbM) mit berlcksichtigt werden.

Trotz der geringen Fallzahlen wird die beson-
dere Benachteiligung von Personen mit einer
psychischen oder seelischen Beeintrachtigung
deutlich: Nur 42,0% dieses Personenkreises
nehmen am Arbeitsleben teil. Bei den Perso-

nen mit einer geistigen Beeintrachtigung liegt
die Quote mit 67,5% am hochsten, gefolgt
von Mannern und Frauen mit einer Sinnes-
behinderung (61,5%).

Nimmt man nur den ersten Arbeitsmarkt in
den Blick, sehen sich allerdings vor allem
Menschen mit geistiger Behinderung grof3en
Hurden bei der Anstellung gegenuber. Dies
spiegelt den engen Zusammenhang zwischen
der Beschaftigungschance und der Hohe des
schulischen bzw. beruflichen Bildungsab-
schlusses sowie dem Umfang des Unterstut-
zungsbedarfs wider.

Abb. 5: Erwerbsbeteiligung von Personen mit Schwerbehinderung nach vorrangiger

Behinderungsart und Altersgruppen?
Angaben in Prozent

90
80 755
70
60

72,6

50 -
40
30
20 +
10

0 g
Geistige Behinderung
(n=415)

Kérperbehinderung
(n=499)

W 18-34 Jahre M 35-54 Jahre

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

I 55-64 Jahre

79,0
75,5

55,0

Sinnesbehinderung
(n=387)

Psychische bzw.
seelische Behinderung
(n=107)

M Gesamt

3 Aufgrund der Fallzahlen konnten nur drei grobe Altersklassen gebildet werden. Flir Menschen mit psychischen bzw.
seelischen Stdérungen werden aufgrund der geringen Fallzahlen keine Werte fiir die jingste und hdchste Altersklasse

ausgewiesen.
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2.3 Arbeitslosigkeit

Leider differenziert die offizielle Minchner
Arbeitslosenstatistik nicht nach Menschen mit
und ohne (Schwer-)Behinderung. Einen Hin-
weis auf das hohere Arbeitslosenrisiko von
Menschen mit Schwerbehinderung liefert
allerdings die im Rahmen der Studie durch-
geflhrte reprasentative Befragung.
Wenngleich die Erwerbsunfahigkeit mit 36,4 %
bzw. der Bezug einer vorzeitigen Altersrente
mit 33,3% die haufigsten Grinde fur die
berichtete Nichtteilhabe am Arbeitsleben sind,
spielt die Arbeitslosigkeit (11,9%) gleichwohl
eine bedeutende Rolle. Strukturelle Ausgren-

zungen vom Arbeitsmarkt zeigen sich dabel
vor allem fur Menschen mit Schwerbehinde-
rung im jungeren und mittleren Erwachsen-
alter. Abbildung 6 verdeutlicht dies. Die Grafik
zeigt, in welchem Umfang die nichterwerbs-
tatigen Befragten in den verschiedenen Alters-
gruppen Arbeitslosigkeit (mit und ohne Mel-
dung) als den primaren Grund fur ihre
Nichtteilhabe am Arbeitsleben bezeichneten
(Saulen). Erganzend weist die Abbildung die
auf diesen Angaben berechneten , Arbeits-
losenquoten” flr die einzelnen Altersgruppen
aus (Punkte).

Abb. 6: Arbeitslosenquoten und Anteil der Nichterwerbstatigen mit Schwerbehinde-
rung, die Arbeitslosigkeit (mit und ohne Meldung) als ihren primaren Grund fiir
Nichtteilhabe am Arbeitsleben angeben - nach Altersgruppen*
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; <
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I Arbeitslosigkeit als Nichterwerbsgrund
Bl Arbeitslosenquote = (Arbeitslose*100)/(Arbeitslose + Erwerbstatige)

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

4 Lesebeispiel: 13,8% aller Personen im Alter von 18-24 Jahren, die nicht erwerbstatig sind, geben als Grund fir ihre
Nichtteilhabe am Arbeitsmarkt ihre Arbeitslosigkeit bzw. ihre bis dato nicht erfolgreiche Arbeitssuche an.
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Je nach Altersgruppe schwankt die (so berech-
nete) Arbeitslosequote zwischen 5,4% und
12,7%. Zum Vergleich: Ende 2011 lag die
offizielle Arbeitslosenquote aller Erwerbstatigen
in der Landeshauptstadt Minchen bei 4,6%.
Nimmt man die prozentualen Veranderungen
der Arbeitslosenzahlen gegentber dem jewel-

ligen Vorjahr in den Blick, zeigen sich bei
Menschen mit und ohne Behinderungen
ebenfalls deutlich unterschiedliche Entwick-
lungspfade. Abbildung 7, welche die relative
Veranderung der absoluten Arbeitslosenzahlen
gegenuber dem jeweiligen Vorjahr ausweist,
veranschaulicht dies.

Abb. 7: Entwicklung der absoluten Arbeitslosenzahlen in der LH Miinchen:
Veranderungen in % gegeniiber dem Vorjahr

20

14,0

Veranderungen gegenuber Vorjahr in %

2008

Bl Arbeitslose (gesamt)

2009 2010 2011

Bl Arbeitslose Schwerbehinderte / Gleichgestellte

Quelle: BA Statistik, SIM Sozialplanung und Begleitforschung.

Obige Abbildung lasst erkennen, dass der
besondere Kindigungsschutz, den Menschen
mit Schwerbehinderung geniefden, in Krisen-
zeiten durchaus abfedernd wirkt: Wahrend bei
den Nicht-Behinderten die Zahl der Arbeits-
losen im Krisenjahr 2009 gegentber dem
Vorjahr um 14,0% anstieg, fiel der Zuwachs
bei der Gruppe der Menschen mit Schwerbe-
hinderung mit 9,2% deutlich geringer aus.

Die ausgepragten Schwierigkeiten von Men-

schen mit Schwerbehinderung, aus der Ar-
beitslosigkeit den Weg zurlick in die Erwerbs-
tatigkeit zu finden, spiegeln sich in der deutlich
langeren Dauer der Arbeitslosigkeitsphasen
wider. So waren arbeitslose Personen ohne
Schwerbehinderung Ende 2011 im Durch-
schnitt seit 55,4 Wochen ohne Beschaftigung;
bei Arbeitslosen mit Schwerbehinderung
waren es 77,4 Wochen.
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2.4 Zur konkreten Arbeitssituation von Personen mit
einer Schwerbehinderung

Arbeitsweltliche Inklusion sollte nicht allein auf von den Betroffenen erlebt wird. Nachfol-

das Vorliegen einer Beschaftigung auf dem
ersten Arbeitsmarkt reduziert werden. Ent-
scheidend ist auch die Art und Weise der
arbeitsweltlichen Einbindung bzw. wie diese

gende Abbildung zeigt, wie Befragte, die auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt integriert sind,
ihre derzeitige Situation anhand vorgegebener
ltems diesbezlglich einschatzen.

Abb. 8: Personliche bewertung der Arbeitssituation von Beschaftigten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt (auBRer Integrationsbetriebe)

n=933-994; Angaben in Prozent

Sehe gute berufliche Entwicklungsmaglichkeiten

Vorgesetzte konnen gut mit meiner Behinderung

umgehen
Fuhle mich wohl am Arbeitsplatz

Habe notwendige personliche Assistenz /
Unterstutzung

Kolleginnen & Kollegen konnen gut mit meiner
Behinderung umgehen

Habe am Arbeitsplatz alle notwendigen Hilfsmittel

Arbeitsanforderungen entsprechen meinen
Fahigkeiten

Bin vollstandiges Mitglied des Betriebs

Meine Fahigkeiten werden geschatzt

stimme (ganz und gar/eher) zu

I stimme (eher / Gberhaupt) nicht zu

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Ein Handlungsbedarf wird vor allem mit Blick

auf den Bereich , berufliche Entwicklungsmaog-

lichkeiten” sichtbar: 40,5% bewerteten die
Aussage , Ich sehe flr mich gute berufliche
Entwicklungsmaoglichkeiten” als ,,eher nicht”
oder ,, Uberhaupt nicht” zutreffend. An zweiter
Stelle steht die Klage, dass die Vorgesetzten
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stimme teils teils zu
= weild nicht

»nicht gut mit der Behinderung” umgehen,
gefolgt von Klagen Uber eine ungenltgende
personliche Assistenz am Arbeitsplatz und die
als eher unzureichend erlebte Hilfsmittelaus-
stattung.

Hinzuweisen bleibt, dass Beschaftigte, die sich
auf ihrem angestammten Arbeitsplatz mit ihrer
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zwischenzeitlich eingetretenen Leistungsmin-
derung arrangieren mussten, fast durchwegs
kritischer eingestellt sind als Personen, die
zum Zeitpunkt ihrer Anstellung bereits schwer-
behindert waren. Dies verweist eindricklich
auf die Bedeutung zunehmender Anstrengun-
gen im Bereich des betrieblichen Gesund-

heitsmanagements. Insgesamt ist etwa ein
Viertel (29,4%) der auf dem ersten Arbeits-
markt Beschaftigten mit ihrer derzeitigen
Beschaftigungssituation bzw. Erwerbstatigkeit
(eher) unzufrieden; die Halfte (50,6 %) ist (sehr)
zufrieden.

2.5 Beschaftigung auf dem |, (teil-)geschutzten Arbeitsmarkt”

Der sog. (teil-)geschltzte Arbeitsmarkt, der

neben den Forder- und Werkstatten fur behin-

derte Menschen (WfbM), Integrationsprojekte

sowie die sozialen Betriebe umfasst, spielt in

der arbeitsweltlichen Integration von Men-

schen mit starkeren Einschrankungen eine

wichtige Rolle.

Die Beschaftigungssituation stellt sich in

diesem Bereich wie folgt dar:

¢ 2011 gab es in der Landeshauptstadt Mun-
chen 296 vom Bezirk Oberbayern geférderte
Forderstattenplatze und 1.194 Werkstatt-
platze. Dies entspricht einem Angebot von
0,31 Platzen auf 1.000 Einwohner im Alter
von 18 bis 64 Jahren in Forderstatten bzw.
von 1,25 Platzen in Werkstatten flr behin-
derte Menschen. Im oberbayerischen Ver-
gleich sind dies relativ geringe Werte. Hierbei
ist allerdings zu berucksichtigen, dass viele in
MUnchen lebende Werkstattgangerinnen und
-ganger nicht in einer Minchner Einrichtung
arbeiten, sondern in einer der angrenzenden
Landkreise. Aufdenarbeitsplatze konstituieren
weniger als 1% des Gesamtangebots. \Werk-
und Forderstatten sind im Wesentlichen ein
Angebot fur Menschen mit einer geistigen
und/oder korperlichen Behinderung.

¢ Die Zahl der in Integrationsprojekten Be-
schaftigten schwankt in der Landeshaupt-

stadt MUnchen seit einigen Jahren um die
1.000 Personen. Bei etwa 40% der Beschaf-
tigten handelt es sich um Menschen mit
einer Schwerbehinderung, in etwa einem
Drittel der Falle um besonders betroffene
Menschen mit Schwerbehinderung nach
§132 Abs. 2 SGB IX.® Die meisten Beschaf-
tigten mit Schwerbehinderung haben eine
psychische Behinderung.

¢ Die Beschaftigungsgelegenheiten der Sozia-
len Betriebe, die von der Landeshauptstadt
Munchen im Rahmen des Munchner Be-
schaftigungs- und Qualifizierungsprogramms
(MBQ) bezuschusst werden, richten sich im
Wesentlichen an Kundinnen und Kunden des
Jobcenters Minchen im Arbeitslosengeld II-
Bezug. Derzeit stehen etwa 90-95% aller in
den Sozialen Betrieben beschéftigten Personen
im SGB [I-Bezug. 2011 betreuten die Sozialen
Betriebe insgesamt 2.595 Personen, davon
waren 14,9% Menschen mit einer anerkann-
ten Schwerbehinderung. Die Streubreite ist
dabei enorm, sie schwankt — betriebsbezogen
—von weniger als einem Prozent bis zu 40%.
Angeboten werden im Wesentlichen Ar-
beitsgelegenheiten mit Mehraufwands-
entschadigung (MAW-Stellen), die sog.
. Ein-Euro-Jobs”. Langerfristige Beschafti-
gungsmoglichkeiten sind die Ausnahme.

5 Hierbei handelt es sich um Menschen mit Schwerbehinderung, ,die nach ziejllgerichteter Vorbereitung in einer Werk-
statt flr behinderte Menschen oder einer psychiatrischen Einrichtung fur den Ubergang in einen Betrieb oder einer
Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommen und auf diesen Ubergang vorbereitet werden sol-

len.” (8132 Abs. 2 Satz 2)
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2.6 Beschaftigungshemmnisse und Beschaftigungs-

bedingungen

Naturlich hangen die Teilhabechancen von
Menschen mit wie ohne Behinderungen
maldgeblich vom gesamtwirtschaftlichen
Rahmen im Allgemeinen bzw. vom Stellen-
angebot im Besonderen (Arbeitsmarktent-
wicklung) ab. Kurzum, die Mdaglichkeiten oder
Chancen einer Erwerbsintegration stehen und
fallen mit der globalen Angebot-Nachfrage-
Relation am Arbeitsmarkt bzw. mit der Ange-
bots-Nachfrage-Relation der von den einzelnen
Unternehmen hergestellten Produkte bzw.
Dienstleistungen.

Zweifelsohne konnen Einstellungshemmnisse
von Menschen mit Schwerbehinderung nicht
fUr die gesamte Gruppe generalisiert werden.
Schwerbehinderung ist ein sozialrechtliches
Konstrukt, das nur sehr bedingt Aussagen
Uber Chancen und Maoglichkeiten der Arbeits-
marktintegration der betroffenen Personen
zulasst. Ungeachtet dessen lassen sich aber
doch einige spezifische Beschaftigungshemm-
nisse identifizieren. Genannt seien an dieser
Stelle:

¢ Mangelnde Passung von individuellen
Qualifikationsmustern und Arbeitsplat-
zanforderungen. Statistiken belegen, dass
Menschen mit Behinderungen Uber signifi-
kant schlechtere schulische und berufliche
Abschlisse verfligen als Personen ohne
Handicaps. Dieses Manko verweist nicht nur
auf die immer noch frihzeitige Ausgrenzung
von Kindern mit Behinderungen aus dem
Regelschulsystem in das Forderschulsys-
tem. Als problematisch erweist sich auch
das Fehlen einer systematischen und ziel-
orientierten Kooperation zwischen (Forder-)
Schulen und nachschulischen Diensten bzw.
Betrieben sowie die mangelnde Bereitschaft
von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern zur
betrieblichen Ausbildung von Jugendlichen

mit Schwerbehinderung und die teilweise
nicht bedarfsgerechte Gestaltung der aufer-
betrieblichen Ausbildungen.

Vorbehalte und Vorurteile der Unterneh-
men. Neben der Angst vor dem Unbekann-
ten und damit verbundenen Unsicherheiten
ist hier primar die immer noch haufig anzu-
treffende Wahrnehmung gemeint, dass der
Status einer Schwerbehinderung per se auf
eine verminderte Leistungsfahigkeit ver-
weist. Es ist offensichtlich, dass diese Vor-
behalte durch fehlende Alltagskontakte im
Allgemeinen und mangelnde berufliche
Kontakte im Besonderen befdrdert werden.

Informationsdefizite und Unklarheiten
seitens der Unternehmen. Studien zeigen,
dass Unternehmer die gesetzlichen Aufla-
gen, die mit der Beschaftigung von Men-
schen mit Schwerbehinderung verbunden
sind, oft fehleinschatzen (vor allem hinsicht-
lich des Kundigungsschutzes). Hinzu kom-
men — vor allem bei kleineren und mittleren
Unternehmen — Informationsdefizite Uber
bestehende Fordermaoglichkeiten und tarif-
liche Unklarheiten bei der Beschaftigung
(mancher) Menschen mit Schwerbehinde-
rung.

Nicht bedarfsgerechte Arbeitsmarktorga-
nisation. Damit ist zum einen der seit Jah-
ren anhaltende Abbau von Einfacharbeits-
platzen und zum anderen das Fehlen von
Tellzeitarbeitsplatzen angesprochen.

Sozialrechtliche Rahmenbedingungen.
Aus Sicht mancher Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber sind die Forderhohen (z.B. beim
Minderleistungsausgleich) zu gering, um das
~Wagnis"” der Anstellung von Menschen mit
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hohem Unterstutzungsbedarf eingehen zu
wollen; auch werden die Verwaltungsauf-
wande, die mit dem Abruf von Fordergeldern
verbunden sind, immer wieder als zu hoch
empfunden. Der geringe Ausbau des Instru-
ments der , Arbeitsassistenzen” kommt
hinzu.

Seitens der Betroffenen kommen immer
wieder Hemmungen, sich Uberhaupt zu bewer-
ben, Informationsdefizite Uber Arbeitsmoglich-
keiten, Mobilitatshemmnisse aber auch mitun-
ter fehlende soziale Fahigkeiten sowie die
Angst, beim Ubergang auf den ersten Arbeits-
markt unter Umstanden den Anspruch auf
einen Werkstattplatz zu verlieren, hinzu.

2.7 Ausgewahlte Best-Practice-Beispiele zur Beschaftigung
von Menschen mit (Schwer-)Behinderung

Best Practice-Beispiel 1: Das Nuevaa-Mo-
dell. Bei Nuevaé handelt es sich um ein Aus-
bildungsmodell, bei dem Menschen mit Be-
eintrachtigung (im Regelfall einer Lern- oder
geistigen Behinderung) befahigt werden,
andere Menschen mit entsprechenden Behin-
derungen zu deren Zufriedenheit mit bestimm-
ten Dienstleistungen, vor allem im Wohn- und
Arbeitsbereich, zu befragen. Nuevaa steht fir
~NUtzerinnen und Nutzer EVAluieren.” Die
Ausbildung dauert insgesamt zwei Jahre. In
den bisher realisierten Nuevaa-Projekten
konnten die meisten Kursteilnehmerinnen und
-teilnehmer nach ihrer Ausbildung von eigens
gegrundeten Nuevaa-Betrieben mit tariflicher
Entlohnung sozialversicherungspflichtig ange-
stellt werden. Das Nuevaé -Konzept erhoht
damit nicht nur die arbeitsweltliche Integration
von Menschen mit geistiger Behinderung,
sondern dient durch die durchgeflihrten
Evaluationen auch der nutzergesteuerten
Qualitatsweiterentwicklung der Dienstleis-
tungslandschaft.

Best Practice-Beispiel 2: Die San Francisco
Coffee Company (SFCC). Der Best-Practice-
Ansatz besteht in der gezielten Beschaftigung
von schwerhdrigen bzw. gehorlosen Personen
als Barrista. |hre Tatigkeit unterscheidet sich in
nichts von der ihrer ,horenden” Kolleginnen

und Kollegen. Das Beispiel belegt, wie (bei
entsprechendem Willen) einfachste Hilfsmit-
tel — z.B. ein schriftlicher Bestellzettel fur
Kundinnen und Kunden, die damit gleichzeitig
fur die Schwerhorigkeit bzw. Gehorlosigkeit
ihres Gegenuber sensibilisiert werden — und
der gelegentliche Einsatz von Gebéardendol-
metscherinnen und Gebardendolmetschern
ausreichen, um Menschen mit Schwerhdrig-
keit bzw. Gehdrlosigkeit einen Arbeitsplatz
bieten zu konnen, der auf den ersten Blick
Uberhaupt nicht fUr sie geeignet zu sein
scheint. Zudem tragen die , Aha-Effekte” bei
den Kundinnen und Kunden mit dazu bei, den
notwendigen gesellschaftlichen Bewusst-
seinswandel voranzutreiben.

Best Practice-Beispiel 3: Specialisterne.
SPECIALISTERNE, danisch fir , Spezialisten”,
bezeichnet eine 2004 ins Leben gerufene
Beschaftigungsinitiative fir Menschen mit
Autismus. Das Tatigkeitsfeld liegt seit jeher
auf dem IT-Bereich. Unabhangig formaler
Qualifikationen werden geeignete Personen
von SPECIALISTERNE ausgebildet bzw. in der
Findung ihrer Berufsfahigkeit unterstttzt und
spater ggf. zu einem marktiblichen Lohn fest
angestellt. Grofser Wert wird auf die autismus-
gerechte Gestaltung der Arbeitsplatze gelegt.
In diesem Sinne ist SPECIALISTERNE auch
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bemuht, die akquirierten Projekte in Abstim-
mung mit den Auftraggeberinnen und Auftrag-
gebern so zuzuschneiden, dass sich die
Arbeitsinhalte, -ablaufe und Aufgaben weitest
moglich an den Fahigkeiten und Bedurfnissen
der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern orientieren. Die als arbeitsmarkthinderlich
bewerteten Defizite in den , soft skills” wer-
den so aufgefangen bzw. kompensiert.

Best Practice-Beispiel 4: Integra MENSCH.
Integra MENSCH ist eine nach §142 SGB IX
gesetzlich anerkannte Werkstatt fur Men-
schen mit geistiger und psychischer Behinde-
rung. Ihr Prinzip ist, dass keine Gruppenraume

mit festgelegten Arbeitsangeboten vorgehal-
ten werden. Ziel ist es vielmehr, dass Unter-
nehmen und Einrichtungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes individuell ausgerichtete
Beschaftigungsmaglichkeiten im Sinne ge-
meindenaher Arbeitsplatze dauerhaft zur
Verflgung stellen. Rechtlich bleiben die
Beschaftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Werkstatt, die auch Integrations-
begleitungen zur Verfigung stellt. Insofern
im Rahmen der Stellenfindung Beschafti-
gungsfelder entstehen, fur die sonst eigentlich
nie jemand eingestellt wird, hat das Gemein-
wesen selber einen unmittelbaren Mehr-
wert.
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3. Lebensbedingungen der befragten Minchner
Burgerinnen und Burger mit Schwerbehinderung

3.1 Vorbemerkung

Wie in Kapitel 1 bereits kurz erwahnt, wurde
die schriftliche Befragung mit Unterstltzung
des Zentrums Bayern Familie und Soziales
(ZBFS) organisiert. Um auch reprasentative
Aussagen Uber Erwachsene mit einer geisti-
gen Behinderung, mit einer Sinnesbehinde-
rung bzw. mit einer frith erworbenen Beein-
trachtigung treffen zu kénnen, wurden tber
die Adressdatenbank des ZBFS insgesamt vier
Zufallsstichproben gezogen.

Von den 6.193 angeschriebenen Munchner
Blrgerinnen und Burgern mit Schwerbehinde-
rung schickten 1.717 die zugesandten Frage-
bdgen zurick. 32 Befragte machten zudem
von der Maglichkeit Gebrauch, den Fragebo-
gen Uber die Webseite des durchfihrenden
Instituts, SIM Sozialplanung und Begleitfor-
schung, online auszufillen, der dort auch in
leichter Sprache sowie auf Turkisch und Bos-
nisch/Kroatisch/Serbisch (BKS) zur Verfligung
stand. Mit 1.739 ausgeflllten Bdgen liegt der
Nettortcklauf bei 28,5%. In allen vier Stich-
proben lag die Zahl der realisierten Fragebo-
gen deutlich Uber der zur Sicherung der Repra-
sentativitat rechnerisch notwendigen Anzahl.

Damit die einzelnen Stichproben bei Auswer-
tungen fur die Gesamtgruppe mit ihrem tat-
sachlichen Bevolkerungsanteil in die Ergeb-
nisse einfliel3en, wurde nach Abschluss der
Datenerhebung eine entsprechende mathe-
matisch-statistische Gewichtung der einzelnen
Gruppen auf Grundlage ihrer unterschiedlichen
Ziehungswahrscheinlichkeiten vorgenommen.
Neben der in Standardsprache verfassten
Langfassung wurde von einem spezialisierten
Biro eine kirzere Version in leichter Sprache
erstellt, die an alle Personen mit geistiger
Behinderung versendet wurde. Bel den nach-
folgenden Grafiken und Tabellen wird daher
immer darauf hingewiesen, ob eine Frage
ausschliel3lich in der Langfassung des Bogens
gestellt wurde oder nicht.

Bei der Auswertung der Fragebogen wurde
stets gepruft, ob sich signifikante Unter-
schiede im Antwortverhalten entlang den
~Achsen” vorrangige Behinderungsart, Ge-
schlecht, Migrationshintergrund und Alter
ergeben. Im Endbericht finden sich stets
entsprechende Hinweise, ob dies der Fall ist
oder nicht.

3.2 Wohnen und Wohnumfeld

Wohn-/Haushaltsform. Insgesamt lebt ein
gutes Drittel (38,2%) der Befragten im Alter
von 18-64 Jahren allein. 44,1 % leben mit
ihrem Partner bzw. ihrer Partnerin in einem
Haushalt, sei es allein mit diesem bzw. dieser
(31,3%) oder gemeinsam mit ihren minder-
bzw. volljahrigen Kindern (12,8%). 3,6% leben
in einem WWohnheim oder einer stationaren

Wohngruppe, sind also institutionell versorgt.
5,9% wohnen mit ihren Eltern zusammen und
8,3% sind in andere Haushaltsformen einge-
bunden

Je nach Hauptbehinderungsart zeigen sich
dabei deutliche Unterschiede. Abbildung 9
bildet dies grafisch ab.
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Abb. 9: Zusammensetzung der Haushalte nach Hauptbehinderungsart

Angaben in Prozent

Geistige Behinderung (n=420)
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Gesamt (n=1.736)

0%

Allein
M Allein mit Partnerin

M Institutionell versorgt

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Besonders aufféllig ist zum einen die grofde
Rolle, die der institutionellen Versorgung bei
Menschen mit einer geistigen oder einer
psychisch-seelischen Behinderung zukommt;
zum anderen, dass bei Mannern und Frauen
mit einer geistigen Behinderung das Zusam-
menleben mit den eigenen Eltern dominiert.
Von den Mannern und Frauen, die alleine mit
ihren Eltern zusammenleben, sind dabei
15,2% schon 45 Jahre und alter, d.h. ihre
Eltern haben vermutlich bereits das 70te
Lebensjahr Uberschritten. Hier deutet sich
bereits mittelfristig ein sozialpolitischer Hand-
lungsbedarf an.
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Barrierefreiheit der Wohnung. Insgesamt
bezeichnet ein Drittel (32,2%) aller befragten
Personen mit Schwerbehinderung ihre derzei-
tige Wohnung in puncto Barrierefreiheit oder
Behindertengerechtigkeit als nicht (ausrei-
chend) funktionsgerecht. Als Hauptgrund
werden hierfir die hohen Kosten bzw. bau-
lich-technische Probleme genannt. Etwa die
Halfte der Befragten (50,9%) erklart hingegen,
dass sie in ihrer Wohnung bzw. in ihrem Haus
keine besonderen Vorkehrungen in puncto
Barrierefreiheit bzw. Behindertengerechtigkeit
brauchte. Abbildung 10 zeigt die diesbezlg-
lichen Befragungsergebnisse.
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Abb. 10: Bewertung der Bedarfsgerechtigkeit der aktuellen Wohnung hinsichtlich
ihrer Barrierefreiheit bzw. Behindertengerechtigkeit
n=1.278 bzw. n=405; Angaben in Prozent; nur Langfassung®

I Nein, Uberhaupt nicht

' Ja, ganz und gar

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Rechnet man die Befragten hoch, die ange-
ben, bereits eine behindertengerechte Woh-
nung gesucht zu haben, aber auf dem Mdinch-
ner Wohnungsmarkt leider nicht findig
geworden zu sein, ergibt dies eine Gesamtzahl
von 2.700 Haushalten.

Verglichen mit Personen, die in ihrem Eigen-
tum leben, vertreten Mieterinnen und Mieter
wesentlich haufiger die Meinung, dass ihre
Wohnung ,,Uberhaupt nicht” ihren beeintrach-
tigungsbedingten Bedarfen gerecht werde
(23,6% versus 15,0%). Auffallend (wenn auch
erwartbar) ist generell ein enger Zusammen-

I Ja, aber nur teilweise
M Kein Bedarf
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Finde keine behindertengerechte Wohnung
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Aufwand zu hoch
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Eigentumer stimmt MaRRnahme nicht zu

33.4

Sonstiges

hang mit der wirtschaftlichen Lage der Befrag-
ten: Wahrend mehr als jede vierte arme Per-
son’ (27,9%) ihre Wohnung fur sich personlich
als ,, GUberhaupt nicht” behindertengerecht
bewertete, waren es bei Befragten aus Haus-
halten der oberen Mitte bzw. den reichen
Haushalten nur 12,9%. Vor diesem Hinter-
grund Uberrascht es auch nicht, dass Befragte
mit auslandischer Staatsbirgerschaft (28,4 %)
ebenfalls deutlich kritischer sind (,, Uberhaupt
nicht bedurfnisgerecht”) als deutsche Be-
fragte mit (16,4 %) oder ohne Migrationshinter-
grund (18,9%).

6 D.h. die entsprechenden Antworten bericksichtigen nicht die Erfahrungswelten von Personen mit geistiger Behinde-

rung (siehe Kap. 3.1).
7 Zur Operationalisierung siehe Kap. 3.5.
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Wohn-/ Veranderungswiinsche. Die Frage,
ob sie gerne in einer anderen Wohnform leben
wurden, bejahten 17,8% aller Manner und
Frauen mit Schwerbehinderung. Abbildung 11

zeigt den Anteil der Personen mit Schwerbe-
hinderung, die anders wohnen mdchten —
nach Art ihrer derzeitigen \Wohnform.

Abb. 11: Anteil der Personen mit Schwerbehinderung, die anders wohnen mochten -

nach Art der der derzeitigen Wohnform?
Angaben in Prozent

Alleinlebend (n=496)

Mit Eltern (n=347)

Partnerhaushalt (n=503)

Andere Private Haushaltsform (n=135)
Ambulant Betreutes Wohnen (n=33)
Institutionelle Wohnversorgung (n=190)

Gesamt (n=1.706)

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Sieht man davon ab, dass Mieterinnen und
Mieter gegenuber Eigentimerhaushalten mit
ihrer aktuellen Wohnsituation deutlich haufiger
unzufrieden sind, ist der starkste Verande-
rungswunsch bei den in der Wohnung bzw. im
Haus ihrer Eltern Lebenden (29,0%) festzu-
stellen. Den geringsten Wunsch nach Veran-
derung artikulierten die im ambulanten bzw.
betreuten Einzelwohnen lebenden Personen
(8,1%). Bewohnerinnen und Bewohner institu-
tioneller Wohnangebote liegen mit 17,2% in
der Mitte.

Bei den Wohnwunschen liegt das Wohnen in
der eigenen Wohnung, sei es in Miete oder in
Eigentum, mit 61,3% klar an erster Stelle.
Institutionalisierte WWohnformen werden kaum
praferiert. Dies gilt nicht nur fiar Wohnheime
fur Menschen mit Behinderungen (1,7 %),
sondern auch fur ambulante Wohngruppen
(1,4%) und das ambulante Einzelwohnen
(0,5%). Setzt man diese relativ geringen
Quoten allerdings in Relation zur Gesamtzahl
der Mdnchner Burgerinnen und Barger mit
Schwerbehinderung, werden gleichwohl

8 Der relativ hohe Anteil von Unzufriedenen in Partnerhaushalten (17,3%) ist, wie die schriftlichen Kommentare nahe-
legen, im Wesentlichen durch Unzufriedenheiten mit baulich-raumlichen Aspekten (z. B. GroRe und Lage der Wohnung)
bzw. durch den Wunsch, Eigentum zu bilden, gepragt — und nicht durch den Wunsch nach Beendigung des Partner-

schaftsverhéltnisses.
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sozialpolitische Handlungsbedarfe deutlich.
Fdr das ambulante Einzelwohnen lasst sich
auf der Basis der Befragung ein generelles
Nachfragevolumen von rund 250 Platzen und
fr ambulante Wohngruppen sogar von rund
700 Platzen ableiten. Noch deutlicher ist der
Bedarf in puncto ,Wohnanlage mit Versor-
gungssicherheit”: Knapp neun Prozent (8,9%)

der derzeit Unzufriedenen erklarten, gerne in
einer Wohnung bzw. Wohnanlage leben zu
wollen, die rund um die Uhr Versorgungssi-
cherheit anbietet — durch einen integrierten
Betreuungsdienst, der bei Bedarf rund-um-
die-Uhr abrufbar. Hochgerechnet entspricht
dies etwa 4.400 Personen.

3.3 Gesellschaftliche Teilhabe und Freizeit

Begleitungsbedarf auRer Haus. Knapp 40%
aller Befragten machen zumindest einen
gelegentlichen Begleitungsbedarf geltend.
6,6% erklaren, aulRer Haus immer auf jeman-
den angewiesen zu sein. Einen haufigen
Bedarf machen 6,7% der Manner und Frauen
mit Schwerbehinderung geltend. Je nach der
vorrangigen Art der Beeintrachtigung zeigen
sich hierbei deutliche Unterschiede zwischen

den Befragten: Menschen mit einer kognitiven
Beeintrachtigung haben mit Abstand den
hochsten Begleitungsbedarf, gefolgt von
Personen mit kdrperlichen Schadigungen.
Deutlich unterdurchschnittlich ist erwartungs-
gemald der Bedarf bei Manner und Frauen mit
psychisch-seelischen Stérungen. Abbildung 12
verdeutlicht dies.

Abb. 12: Bedarf an Begleitpersonen bei Aktivitaten auRer Haus nach vorrangiger

Behinderungsart
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(n=406) (n=492) (n=388) Behinderung
(n=104)
B immer W haufig I manchmal/selten M nie

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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Betrachtet man die Gesamtquoten vor dem

Hintergrund der HaushaltsgrofRen wird schnell

deutlich, dass die Befriedigung des Beglei-
tungsbedarfs in der Praxis mit Problemen

verbunden ist bzw. sein muss: Etwa ein Viertel

(26,3%) der Personen mit einem standigen

Bedarf lebt allein; ein weiteres Drittel (32,4 %)

wohnt in einem Zwei-Personen-Haushalt.

Mobilitatshemmnisse im offentlichen

Raum. Knapp drei Viertel (73,7 %) der Befrag-

ten berichten von Mobilitdtshemmnissen im

offentlichen Raum, haben also keinen unein-
geschrankten und damit gleichberechtigten
Zugang zur physischen Umwelt. Abbildung 13
verdeutlicht, dass Nutzungsprobleme im
Zusammenhang mit offentlichen Verkehrsmit-
teln mit 14,7% aller Nennungen — trotz aller
Bedeutung eines barrierefreien OPNV - kei-
neswegs an erster Stelle stehen. Hier finden
sich die Items , Fehlende &ffentliche Toilet-
ten” (43,3%) und ,,Zu kurze Grinphasen bei
Ampelanlagen” (32,9%), gefolgt von ,,Angs—

ten vor Menschenmengen” (21,9%).

Abb. 13: Mobilitatshemmnisse im o6ffentlichen Raum
n=1.319; Angaben in Prozent; nur Langfassung
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Anderes

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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Freizeitgestaltung: Generelle Zufriedenheit
und Teilhabehindernisse. Die Moglichkeit
einer unabhangigen Lebensflhrung und einer
gleichberechtigten Einbeziehung in die Gemein-
schaft aulRert sich nicht zuletzt im unbeschrank-
ten Zugang zu subjektiv bedeutsamen Frei-
zeitaktivitaten. Als ein erster Indikator hierfar
kann die Zufriedenheit mit der derzeitigen
Freizeitgestaltung dienen. Knapp die Halfte der
Befragten (45,7 %) erklart sich diesbeziglich als
sehr zufrieden (18,8%) oder ziemlich zufrieden
(26,9%). Ziemlich oder sehr unzufrieden ist
jede siebte Person (14,8%). Zwischen Frauen
und Mannern zeigen sich hier kaum Unter-
schiede. Eine deutlich geringere Unzufrieden-
heit ist jedoch bei Befragten mit auslandischer
Staatsblrgerschaft festzustellen.

Trotz der hohen Zufriedenheit erklart nur ein
knappes Viertel (23,2%) keinerlei Probleme im
Bereich der Freizeitgestaltung zu haben. Am

haufigsten werden als Teilhabehindernisse von

den Befragten genannt:

* Mangelnde Passung der Angebotsstruktur
mit den individuellen Beeintrachtigungen
(36,6%)

¢ /u hohe Kosten vieler Freizeitaktivitaten
(21,7%)

e Zu wenig Zeit fur Freizeitaktivitaten (20,7 %)

¢ Fehlende notwendige Begleitperson (9,6%)

e /u wenig integrative / inklusive Freizeitan-
gebote (8,4%).

Dass die wirtschaftliche Lage bzw. die finan-

ziellen Maoglichkeiten das Freizeitverhalten

entscheidend pragen, kommt auch in Abbil-

dung 14, die den Zusammenhang zwischen

der wirtschaftlichen Lage und der Zufrieden-
heit mit der Freizeit abbildet, deutlich zum

Ausdruck. FUr arme Haushalte sind fehlende

finanzielle Ressourcen das zentrale Teilhabe-

hemmnis im Freizeitbereich.

Abb. 14: Zufriedenheit mit der Freizeit nach wirtschaftlicher Lage der Haushalte®

Angaben in Prozent; nur Langfassung
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M eher unzufrieden ("4")

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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9 Zur Operationalisierung der Einkommenskategorien siehe Kap. 3.5.
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Alles in allem werden die Freizeitaktivitaten
weniger durch Art und Schwere der Beein-
trachtigungen ,behindert” als durch die Um-
weltbedingungen, in erster Linie die (geringen)
finanziellen Handlungsspielraume der Betrof-
fenen, die mangelnde Passung der Angebote
und das Fehlen von Assistenzkraften.

Freizeitgestaltung: Organisation. Eingedenk
der aktuellen Wohnformen (siehe Abb. 9)
Uberrascht es nicht, dass die Partnerinnen und
Partner an erster Stelle der Personen stehen,
mit denen die Freizeit verbracht wird (50,1 %

verbringen die Freizeit ,,oft” mit ihnen). An
zweiter Stelle stehen Freundinnen und
Freunde (30,1%), gefolgt von Eltern (15,1%)
und anderen Verwandten (10,8%).

Soziale Teilhabe. Abbildung 15 verdeutlicht
anhand des Uber die Organisation der Frei-
zeitaktivitaten berechneten “Einbindungs-
index”'9 den Grad der sozialen Teilhabe. Allein-
lebende und institutionell betreute Personen
sind demnach am schwachsten in weitere
soziale Netze eingebunden.

Abb. 15: “Einbindungsindex” nach Wohnform

Angaben in Prozent; nur Langfassung

Alleinlebend (n=428)
Mit Eltern (n=191)
Mit Partner (n=482)

Andere Privat-HH (n=113)

Ambulant Betreutes Wohnen
(n=17)

Institutionell versorgt (n=86)
Insgesamt (n=1.317)
0% 20%

M starke Einbindung M mittlere Einbindung

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Zufriedenheit mit sozialen Kontakten.
Insgesamt erklart sich rund die Halfte der
Befragten (51,4%) mit ihren sozialen Kontak-
ten (sehr) zufrieden. Lediglich 12,5% aulRern
sich diesbezuglich deutlich negativ. Es zeigt

.EE

L
w

L-"'
-
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8

40% 60% 80% 100%

eher schwache Einbindung M keine Einbindung

sich dabei ein hoch signifikanter Zusammen-
hang mit der Art der sozialen Einbindung: Je
eingebetteter im Sinne des obigen Index,
desto zufriedener.

10 Zur genauen Operationalisierung des Index, siehe Endbericht (Teil Il, Kap. 4.3.1)
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Als Grlnde fur eine etwaige Unzufriedenheit

werden genannt:

e Kaum bzw. zu wenig Kontaktmaoglichkeiten
(z.B. ,,Umgebung ist sehr schlecht fUr soziale
Kontakte").

¢ Behinderungs- bzw. beeintrachtigungsbe-
dingte Grinde (z.B. , kein gesellschaftliches
Leben wegen Schwerhdorigkeit”).

¢ Erlebte Ausgrenzung bzw. Ablehnung durch
Mitmenschen (z.B. ,Nichtbehinderte wollen
mit mir keinen Kontakt haben”).

¢ Eigener Rickzug bzw. zu wenig Eigeninitia-
tive (z.B. ,ich igle mich in meiner Wohnung
ein”).

e Zu wenig Zeit (z.B. ,,durch Partner bleibt
manchmal zu wenig Zeit fur Freunde”).

Insgesamt verweisen die Befragungsergeb-

nisse auf die Bedeutung von Angeboten zur

Entwicklung und Starkung sozialer Netzwerke

bzw. die Schaffung vermehrter Kontaktmog-

lichkeiten von Menschen mit und ohne Behin-
derung.

Gesellschaftliches und blrgerschaftliches
Engagement. 44,4% der Befragten erklaren,
Mitglied in einem Verein, in einer Selbsthilfe-
gruppe, in einer Partei, Gewerkschaft oder in
einer Kirchengemeinde zu sein. Etwa jede
funfte Person (20,7%) gibt an, in einem ,,nor-
malen” Verein involviert zu sein. 14,0% sind
nach eigener Angabe Mitglied in einem Verein
bzw. Verband speziell fir Menschen mit Be-
hinderungen. Parteipolitisch oder gewerk-
schaftlich involviert ist jeder bzw. jede Zehnte
(9,8%). Selbst wenn es sich in vielen Fallen
wohl eher um passive Mitgliedschaften han-
deln durfte und keine Vergleichszahlen zur
generellen Einordnung der Befragungsergeb-
nisse vorliegen, verdeutlichen die Zahlen doch
das gesellschaftliche Engagement der befrag-

ten MUunchner Burgerinnen und Barger mit
Schwerbehinderung bzw. ihre Bereitschaft,
sich in gemeinschaftliche Belange einzu-
bringen.

Der hohe Grad der gesellschaftlichen Einbin-
dung der Befragten zeigt sich auch im Umfang
ihres burgerschaftlichen oder ehrenamtlichen
Engagements. Insgesamt engagieren sich
nach eigenen Angaben 17,7% der Befragten
ehrenamtlich bzw. blrgerschaftlich: 14,3%
erklaren, sich zumindest einmal im Monat
entsprechend einzubringen; der Rest (3,4%)
tut dies seltener. Die letzte Munchner Blrge-
rinnen- und Blrgerbefragung ergab fir die
erwachsene Gesamtbevolkerung im Alter von
18 bis 64 Jahren insgesamt eine Ehrenamts-
quote von 18,9%. Die prinzipielle Bereitschaft
der befragten Personen mit Schwerbehinde-
rung, sich zugunsten ihrer Mitburgerinnen und
MitbUrger einzubringen, unterscheidet sich
insofern kaum von der der Stadtbevolkerung
Insgesamt.

Zugehorigkeitsgefiihl. Gelungene Inklusion
erweist sich nicht zuletzt am Gefuhl der ge-
sellschaftlichen Wertschatzung und des Ak-
zeptiert-Werdens. In der Befragung wurde
dieser Aspekt mit folgender Frage operationa-
lisiert: ,,Wie akzeptiert fihlen Sie sich als
Mensch mit einer Behinderung bzw. Beein-
trachtigung in Ihrer Nachbarschaft und in
Ihrem weiteren Umfeld?" Hierbei wurde
zwischen vier sozialraumlichen Ebenen unter-
schieden: Die unmittelbare Nachbarschaft, die
weitere Nachbarschaft, der Stadtbezirk und
die Landeshauptstadt Mlinchen insgesamt.
Dafur standen funf Antwortkategorien zur
Verfliigung — von ,,voll und ganz akzeptiert” bis
,Uberhaupt nicht akzeptiert”."" Abbildung 16
fasst die Ergebnisse grafisch zusammen.

11 Fir Personen, deren Behinderung bzw. Beeintrachtigung fur Auienstehende nicht unmittelbar erkennbar ist, stand
eine Zusatzkategorie (,,trifft nicht zu / weifé nicht”) zur Verfligung. Aus Grinden der Ubersichtlichkeit werden die entspre-

chenden Werte in Abbildung 16 aber nicht beriicksichtigt.
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Abb. 16: Gefiihl der gesellschaftlichen Akzeptanz nach relevanten Sozialraumen
Angaben in Prozent
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(n=1.281) (n=1.013) (n=1.084)
vollundganz Meher M teils teils eher nicht M Uberhaupt nicht

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Generell ist in den Lebenswelten der unmittel- einer psychischen bzw. seelischen (21,6%)

baren Nachbarschaft, in der man alltaglich oder geistigen Behinderung (22,2%) voll und
verkehrt, ein deutlich hoheres Akzeptanzge- ganz dieser Uberzeugung.

fahl zu beobachten als in den ,abstrakteren”

Sozialraumen — vor allem des Stadtbezirkes Diskriminierungserfahrungen. Im Rahmen
und der Landeshauptstadt insgesamt. der vorliegenden Studie wurden den Befrag-
Die insgesamt hohe globale Akzeptanz darf ten eine Reihe moglicher Diskriminierungs-
allerdings nicht darlber hinwegtduschen, dass erfahrungen vorgelegt und sie gebeten, anzu-
das Gefuhl, als Nachbarinnen und Nachbarn geben, ob sie diese in den letzten 12 Monaten
auf Augenhdhe bzw. als gleichberechtigte gemacht hatten und — wenn ja — ob sie diese

Blrgerin oder Birger in der Stadtgesellschaft  auf ihre Beeintrachtigung zurtckfihrten.
akzeptiert zu sein, nachhaltig durch die Art der  Neben der Frage nach sexuellen und korper-
vorherrschenden Behinderung gepragt wird. lichen Belastigungen bzw. Gewalterfahrungen,
So ist nur etwa ein Flnftel der Personen mit waren dies:
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Von fremden Leuten angestarrt werden;

Verbal beleidigt werden;

¢ Nicht ernst oder nicht ,voll” genommen
werden;

¢ \/on Unbekannten mit ,,Du” angesprochen
werden;

® Menschen helfen mir, ohne dass ich darum
gebeten habe;

¢ In Gesprachen Ubergangen werden (z.B.
sprechen andere nicht mit mir, sondern mit
meiner Begleitperson Uber mich);

e Andere trauen mir nichts zu;

e Andere negative Erfahrungen (offene Kate-
gorie).

Uber die Halfte der Befragten (56,0%) erklarte,
in den letzten zwolf Monaten zumindest eine
dieser Erfahrungen gemacht zu haben. Abbil-
dung 17 bildet die Detailergebnisse ab. Fur
jede Diskriminierungsform wird zudem darge-
stellt, ob die Betroffenen diese auf ihre Beein-
trachtigung zurtckflhrten oder nicht (und
damit auf andere Grinde wie etwa Geschlecht
oder Migrationshintergrund).

Abb. 17: Diskriminierungserfahrungen in den letzten 12 Monaten

n=1.739'?; Angaben in Prozent

Nicht ernst genommen werden
Mit ,,Du” angesprochen werden

Von Fremden angestarrt werden

Geholfen werden — ohne Bitte dazu

Andere trauen mir nichts zu

Verbal beleidigt werden

In Gesprachen ubergangen werden 7.2

M Erfahrung wegen Behinderung

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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M (eventuell) andere Grinde fir diese Erfahrung

12 Grundsatzlich wurden alle Befragten gebeten, anzugeben, ob sie eine entsprechende Erfahrung gemacht hatten oder
nicht. Da sehr viele Befragte aber nur im Falle konkreter Diskriminierungserfahrungen antworteten, wird im Folgenden

auf das ,,Gesamt-n" von 1.739 prozentuiert.
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Selbst wenn auch (viele) Minchnerinnen und
Munchner ohne Behinderungen im Alltag
ebenfalls Diskriminierungserfahrungen ma-
chen, sei es wegen ihrer kulturellen Herkunft,
ihres Geschlechts, ihres Alters oder ihrer
sexuellen Orientierung, lasst die obige Abbil-
dung keinen Zweifel daran, dass auch und
gerade Menschen mit Behinderung noch nicht
als gleichberechtigte Burgerinnen und Burgern
unseres Gemeinwesens anerkannt sind.
Anzumerken bleibt, dass 5,6% der befragten
Frauen und 2,0% der Manner nach eigenen
Angaben in den letzten 12 Monaten sexuell

belastigt worden sind — z.B. durch Bemerkun-
gen sexuellen Inhalts oder durch ungewollte
BerUhrungen. Von den Frauen im Alter von 18
bis 30 Jahren erklaren dies sogar 12,7%. Nach
Wohnform analysiert, haben alleinlebende
Frauen mit 10,2% das héchste und die in
Partner-Haushalten lebenden Frauen mit 0,5%
das geringste Risiko; institutionell versorgte
Frauen liegen mit 4,2% in der Mitte.

Manner sind hingegen signifikant ofter Opfer
korperlicher Gewalt oder ihrer Androhung.
Uber alle Altersgruppen gerechnet, liegen die
Anteile bei 7,1% (Manner) und 3,6% (Frauen).

3.4 Beratung, Assistenz und Pflege

Umfang des Assistenzbedarfs. 55,6% der
Befragten machen aufgrund ihrer Beeintrach-
tigung einen alltaglichen Assistenzbedarf
geltend bzw. erhalten eine entsprechende
Unterstltzung. Dass 44,4% keinen Unterstut-
zungsbedarf haben, verweist nochmals auf die
grof3e Heterogenitat dieser ,,Gruppe”, die in
der 6ffentlichen Diskussion, die Behinderung
oft mit Hilfebedarf gleichsetzt, zumeist nicht
wahrgenommen wird.

Befragte juingeren Alters machen einen deut-
lich hdheren Assistenzbedarf geltend als
Altere. Gleiches gilt, wenn auch in abge-
schwachter Form, fur Manner und Frauen

mit Migrationshintergrund. Deutlich auch

die Unterschiede zwischen den einzelnen
Beeintrachtigungsarten: Am deutlichsten tritt
der Unterstltzungsbedarf bei Personen mit
einer geistigen Behinderung zu Tage, gefolgt
von Personen mit einer korperlichen Schadi-
gung.

Etwa ein Viertel (26,1%) der Manner und
Frauen mit einem expliziten Assistenzbedarf
konnen diesen nach eigenen Angaben nicht
decken. Differenziert man nach der Haushalts-
form zeigt sich, dass alleinlebende Personen
mit Assistenzbedarf erwartungsgemal’ beson-

dere Probleme haben, diesen zu decken: Etwa
jeder zweite alleinlebende Mann bzw. Frau
(50,7%) mit Assistenzbedarf im Alltag erklarte,
nicht gentgend Unterstltzung zu erhalten.
Mit einer ,Bedarfsdeckungsquote” von 95,4%
aullerten sich die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner des Ambulant Betreuten Wohnens dies-
bezUglich am zufriedensten, gefolgt von Be-
troffenen, die mit ihrem Partner oder ihrer
Partnerin (86,3%) bzw. mit ihren Eltern
(85,1%) zusammenleben. Abbildung 18, die
den Zusammenhang zwischen einer berichte-
ten Deckung des Assistenzbedarfs, und

der Haushaltsform abbildet, verdeutlicht

dies.

Einschatzung der Assistenz- und Pflege-
situation. Rund 70% der Befragten mit
Pflege- bzw. Assistenzbedarf sind mit ihrer
gegenwartigen Assistenz- bzw. Pflegesituation
»Vvoll und ganz” (36,5%) oder zumindest
.eher” (33,4%) zufrieden.

Hauptkritikpunkt ist das Fehlen von Assistenz-
kraften: Rund 40% erklaren, dass sie, konnten
sie es sich finanziell leisten, mehr Assistenz-
krafte einsetzen wurden. Dies verweist nicht
nur auf faktische Lucken im Assistenznetz,
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Abb. 18: Gedeckter und ungedeckter Assistenzbedarf nach Haushaltsform
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Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

M nein, erhalte nicht genlgend Unterstltzung

sondern auch auf den Wunsch, auf diesem
Wege die eigenen Angehorigen zu entlasten.
In unseren Gesprachen mit Betroffenen wurde
dieser Aspekt (z. B. ,mehr Hilfe von aul3en
wurde uns allen hier im Haushalt gut tun”)
immer wieder betont. Mit dem geltend ge-
machten Fehlen von Assistenzkraften verbun-
den sind die Schwierigkeiten, bei Bedarf
kurzfristig Unterstitzung zu organisieren: Ein
Flnftel (20%) der Schwerbehinderten mit
Pflegebedarf macht diesbezlglich Probleme
geltend; mit Blick auf die Assistenzbedurftigen
generell sind es mit 13,9% etwas weniger.
Hinzuweisen bleibt, dass ein starkerer Ruck-
griff auf ehrenamtliche Betreuungskrafte
insgesamt nur selten vorgebracht wird: Nur
jede vierte befragte Person (22,8%), die nach
eigenen Angaben Schwierigkeit mit der kurz-

fristigen Organisation von Hilfen hat, sieht
darin einen Losungsweg fur ihr Problem.

Beratungsangebote. Die Munchner Burge-
rinnen und BUrger mit und ohne Schwerbehin-
derung finden in der Landeshauptstadt ein
breites Beratungsangebot vor, sei es in 6ffent-
licher oder in nicht-6ffentlicher Tragerschaft.
Nur etwa jede sechste befragte Person be-
wertet das Angebot als , sehr schlecht” oder
»schlecht” — dies gilt sowohl fir das allge-
meine Beratungsangebot (14,8%), wie auch
fur die spezifischen Beratungsangebote flr
Menschen mit Schwerbehinderung (17,8%).
Auffallig ist, dass Personen mit Migrations-
hintergrund die Beratungslandschaft erkenn-
bar schlechter bewerten als Manner und
Frauen ohne einen solchen Hintergrund.
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Abb. 19: Kenntnis und Nutzung ausgewahlter Leistungsangebote in den letzten
12 Monaten
Angaben in Prozent™
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(nur 50+ Jahre n=1.739) n=420) n=496)
n=631)
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kenne ich — 5x und 6fter genutzt M kenne ich (0.A.) M keinerlei Angabe

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

13 Bei den Alten- und Servicezenten werden nur Befragte ab 50 Jahre berlcksichtigt. Im Fall der Nachbarschaftstreffs
werden nur die Antworten jener Personen berlicksichtigt, in deren Postzustellbezirk, definiert Gber Postleitzahl, sich

ein Nachbarschaftstreff befindet. Bezogen auf die Gesamtgruppe, d.h. unabhéngig inres Wohnortes, erklaren fast zwei
Drittel (64,1%) die Nachbarschaftstreffs nicht zu kennen. Dabei berichten 38,0% der Befragten, die um das Angebot der
Nachbarschaftstreffs wissen, diese in den letzten Monaten auch schon einmal genutzt zu haben.
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Insgesamt belegen die Ergebnisse allerdings
eine sehr verbreitete Unkenntnis der Bera-
tungslandschaft, vor allem mit Blick auf spe-
zialisierte Angebote. Hauptkritikpunkte sind
neben der eigenen Unkenntnis bzw. der unge-
nidgenden Informationspolitik der Stellen vor
allem erlebte Kompetenzdefizite (z. B. ,,geben
teils falsche Infos™), schlechte Erfahrungen in
der konkreten Beratungssituation (z. B. ,zu
wenig Zeit”) und die UnUbersichtlichkeit des
Beratungsangebotes. Inhaltlich gesehen
werden spezifische Beratungsangebote fur
Menschen mit Behinderung vor allem in den
Bereichen , Recht/Arbeitsrecht”, ,Freizeit”
und ,,Ausbildung/Arbeit” gewdinscht.

Kenntnis und Nutzung ausgewabhlter
Dienste. Im Rahmen der Befragung konnte
das Teilhabeverhalten — vor allem in seiner
institutionellen Form (Nutzung spezifischer
Dienst- bzw. Leistungsangebote) — nur ansatz-
weise erfasst werden. In Abstimmung mit
dem Projektbeirat und der Auftraggeberin
wurde der Fokus hierbei auf drei Angebote
gelegt: die 32 Alten- und Servicezentren (ASZ),
die Offene Behindertenarbeit (OBA) und die
vom Amt fir Wohnen und Migration im Rah-
men der Quartierbezogenen Bewohnerarbeit
organisierten Nachbarschaftstreffs. Abbildung
19 zeigt, inwieweit die Befragten diese Ange-
bote kennen bzw. wie haufig sie diese in den
letzten 12 Monaten genutzt haben.
Entscheidend ist, dass im Fall der OBA (mit
Blick auf Menschen mit einer geistigen Behin-
derung) und der Nachbarschaftstreffs die
Relation zwischen Kennen und Nutzen relativ
hoch ausfallt: 76,9% aller Befragten mit geisti-
ger Behinderung, die das Angebot der OBA
kennen, nutzen dieses auch; 41,9% der Be-

fragten, die um die Nachbarschaftstreffs
wissen, haben das dortige Angebot in den
letzten zwolf Monaten zumindest einmal in
Anspruch genommen. Vor diesem Hintergrund
ist die geringe Kenntnis der OBA und der
Nachbarschaftstreffs bedauerlich — eine akti-
vere Informationspolitik konnte gerade fur
Menschen mit Behinderungen neue Teilha-
beraume eroffnen.

Zur arztlichen Versorgung. Probleme mit der
arztlichen Versorgung sind keineswegs selten.
So berichtet etwa ein Drittel aller Befragten
von Problemen im Zusammenhang mit der
Verschreibung therapeutisch-medizinischer
Leistungen wie Ergo- oder Physiotherapie
(35,4%), bei der Verstandigung bzw. der
Kommunikation mit der Arzteschaft (34,6%)
oder im menschlichen Umgang mit dem
arztlichen Fachpersonal (33,4%). Fast die
Halfte (48,4%) aller Personen, die zur Fortbe-
wegung aulder Hauses ein technisches Hilfs-
mittel wie einen Rollstuhl oder einen Rollator
benotigen, berichten, dass sie schon ofter
Probleme mit der barrierefreien Erreichbarkeit
von Praxen bzw. Krankenhausern gehabt
haben. Von den Personen, die sich selber als
sehbehindert beschreiben, berichtet dies etwa
ein Viertel (22,4%).

Auch in Gesprachen wurde von Angehdrigen
immer wieder kritisiert, dass Krankenhauser
sowie arztliches bzw. therapeutisches Fach-
personal nicht auf Menschen mit Behinderun-
gen eingestellt seien bzw. sie nicht wussten,
wie sie mit diesen umgehen sollten. Neben
Problemen im Umgang und in der Kommuni-
kation werden vor allem Wissensllcken in der
Symptomerkennung und Diagnosestellung
geltend gemacht.
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3.5 Wirtschaftliche Lage

Haushaltsnettoeinkommen. Nach Angaben
der Befragten liegt der Median™ des monat-
lichen Haushaltsnettoeinkommens bei

1.600 Euro. Zum Vergleich: Die Burgerinnen-
und Burgerbefragung von 2010 ergab einen
Median von 2.500 Euro. Die wirtschaftliche
Schlechterstellung der Haushalte von Men-
schen mit Schwerbehinderung gegenuber der
Gesamtbevolkerung lasst sich fur alle Haus-
haltstypen nachweisen. Besonders deutlich
fallt der Unterschied bei reinen Erwachsenen-
haushalten mit drei und mehr Personen aus
(2.300 Euro versus 3.500 Euro).

Armutsbetroffenheit und Einkommens-
positionen. Noch deutlicher wird die relative
Schlechterstellung, wenn man das bedarfs-
gewichtete Haushaltsnettoeinkommen heran-
zieht, das nicht nur die absolute Grof3e eines
Haushalts bertcksichtigt, sondern auch des-
sen altersgemale Zusammensetzung.’™ Dem
Munchner Armutsbericht 2011 folgend, wur-
den die Haushalte der Befragten dabei vier
Einkommenskategorien zugeordnet:

e Arme Haushalte: weniger als 60% des jewei-
ligen aquivalenzgewichteten Durchschnitts
(Einpersonenhaushalt: weniger als
1.000 Euro netto)

¢ Untere Mitte: zwischen 60% und unter
120% (Einpersonenhaushalt: zwischen
1.000 Euro und weniger als 2.000 Euro)

¢ Obere Mitte: zwischen 120% und unter
200% (Einpersonenhaushalt: zwischen
2.000 Euro und weniger als 3.334 Euro)

¢ Reiche Haushalte: 200% und mehr (Ein-
personenhaushalt: 3.334 Euro und mehr).

Der MUnchner Armutsbericht weist auf der
Grundlage der im Rahmen der letzten Blrger-
befragung erhobenen Daten fir die Landes-
hauptstadt eine haushaltsbezogene Armuts-
quote von 14,6% aus. Folgt man den
Ergebnissen unserer Befragung, liegt das
Armutsrisiko von Haushalten mit Men-
schen mit anerkannter Schwerbehinderung
mehr als doppelt so hoch (32,1%). Perso-
nen, die in einer institutionalisierten Wohn-
form leben, wurden hierbei jeweils als eigen-
standige Haushaltseinheiten gerechnet. Legt
man die oben genannten prozentualen
Schwellenwerte zugrunde, ergibt sich folgen-
des Bild in Abbildung 20.

Das Armutsrisiko von , deutschen Haushal-
ten” mit und ohne Migrationshintergrund
unterscheidet sich kaum (26,4% versus
28,3%). Befragte mit auslandischer Staatsbur-
gerschaft tragen allerdings ein zweieinhalbmal
so hohes Armutsrisiko wie ,,deutsche Haus-
halte”. Diese Relation entspricht — wenn auch
auf deutlich héherem Niveau — in etwa den im
Armutsbericht dargestellten Unterschieden in
der Einkommensposition von ,auslandischen”
und , deutschen” Haushalten. Abbildung 21
verdeutlicht diesen Zusammenhang.

14 Der Median oder Zentralwert ist der Wert, der in einer nach der Grofde geordneten Verteilung genau in der Mitte
steht. D.h. jeweils 50% aller Werte liegen Gber oder unter diesem Wert.

15 Der Aquivalenzgewichtung liegt die Erfahrung zugrunde, dass gemeinsames Wirtschaften mit mehreren Haushalts-
mitgliedern Skaleneffekte besitzt, sprich: dass der Bedarf nicht proportional mit der Anzahl der Haushaltsmitglieder
ansteigt. Wie in der Blrgerinnen- und Blrgerbefragung wurden zur Berechnung dieser Skaleneffekte die Bedarfsgewich-
te der so genannten , modifizierten OECD-Skala” verwendet: Sie weist der ersten erwachsenen Person das Bedarfs-
gewicht 1,0, jedem zweiten Erwachsenen bzw. jedem Jugendlichen (14-17 Jahre) das Gewicht 0,5 sowie jedem Kind

unter 14 Jahren das Bedarfsgewicht 0,3 zu.



Lebensbedingungen der befragten Minchner | Wirtschaftliche Lage _35

Abb. 20: Einkommenspositionen (Haushaltsebene) der befragten Menschen mit
Schwerbehinderung - Vergleich mit der Minchner Biirgerinnen- und Bilirgerbe-
fragung (Armutsbericht)

Angaben in Prozent

Haushalte von Menschen mit
Schwerbehinderung 32,1 44,8 3,9
(n=1.472)

Minchner Blirgerinnen- und
Blrgerbefragung (n=9.813)

0 20 40 60 80 100

B Arme Haushalte M Untere Mitte Obere Mitte M Reiche Haushalte

Quelle: Minchner Armutsbericht 2011, S. 30 & SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Abb. 21: Einkommenspositionen (Haushaltsebene) der befragten Menschen mit
Schwerbehinderung nach Migrationshintergrund und Staatsbiirgerschaft
Angaben in Prozent

Deutsche Haushalte ohne MH
(n=1.108) 26,4

Deutsche Haushalte mit MH
(Nn=163)

Auslandische Haushalte
(n=200)

0 20 40 60 80 100

M Arme Haushalte M Untere Mitte Obere Mitte M Reiche Haushalte

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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Die hochste ,,Armutsrisikoquote” ist bei
institutionalisierte WWohnformen zu beobachten
(97,8%). Das zweithochste Armutsrisiko
tragen Elternhaushalte, also jene Haushalte, in
denen Betroffene mit ihren Eltern zusammen-
leben: Fast zwei Drittel (62,9%) dieser Haus-
halte sind im Sinne der obigen Kategorisierung
als arm zu bezeichnen. Am geringsten fallt
dieser Anteil bei Paarhaushalten aus (24,9%),
besonders solchen ohne Kinder (20,2%).
Alleinstehende verzeichnen eine Quote von
26,4%.

Wirtschaftliche Notlagen. Hinweise auf
wirtschaftliche Notlagen lassen sich nicht nur
aus den jeweiligen Einkommensverhaltnissen
gewinnen. Als Indikator kann auch gelten,

inwieweit Personen gentgend Finanzmittel
haben, um jene GUter und Dienstleistungen
erwerben zu kdénnen, die zur Befriedigung
zentraler Bedurfnisse notwendig sind.

Folgt man den Erhebungsergebnissen, hat
knapp die Halfte (45,1%) der Befragten nicht
genugend eigene Mittel, um unerwartete
Reparaturen in der Hohe von 500 Euro zu
finanzieren. Mit 42,5% fallt der Anteil derjeni-
gen ahnlich hoch aus, der es sich nicht leisten
kann, einmal im Jahr Urlaub an einem anderen
Ort zu machen (wenn fir die Unterkunft zu
bezahlen ist). Und immerhin 10,8% erklaren,
dass sie nicht in der Lage sind, ihre Wohnne-
benkosten wie Strom oder Heizung immer
fristgerecht zu begleichen.
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4. Zentrale Ergebnisse der Angehorigenbefragung

4.1 Beschreibung der an der Angehorigenbefragung

teilnehmenden Personen

Allgemein. Die Gruppe der Angehorigen
wurde auf Wunsch der Auftraggeberin be-
wusst , breit” gehalten. Der Fragebogen
richtete sich an alle Personen, die in ihrer
Familie einen Angehorigen mit Behinderung
bzw. Beeintrachtigungen hatten. Ein Zusam-
menleben mit dem behinderten bzw. beein-
trachtigten Familienmitglied in einem gemein-
samen Haushalt wurde dabei explizit nicht
vorausgesetzt. Unter Familie wurden auch
nicht-verwandte, aber enge Bezugspersonen
(wie z.B. nicht verheiratete Lebenspartnerin-
nen und Lebenspartner) verstanden, die nicht
auf professioneller Basis in die Unterstutzung
einbezogen waren.

An der Angehdrigenbefragung nahmen insge-
samt 347 Munchner Burgerinnen und Burger
teil. Fast alle (332 oder 95,7%) von ihnen
erklarten, die alleinige oder zumindest eine
von mehreren Hauptunterstltzungsperson(en)
zu sein.

Bei fast genau zwei Drittel der Befragten
(66,1%) handelt es sich um Mutter, gefolgt
von Vatern (11,8%) und Partnerinnen und
Partnern (11,2%). Vier Funftel der teilnehmen-
den Angehdrigen (79,8%) sind weiblichen
Geschlechtes. Mit Blick auf das Alter domi-
niert die Altersklasse der 45- bis 54-Jahrigen
(31,1%), gefolgt von den 55- bis 64-Jahrigen
(19,9%). Knapp ein Viertel (23,1%) hatte
bereits das 65te Lebensjahr Uberschritten.

21,9% der befragten MUnchner Angehorigen
haben einen Migrationshintergrund.'®

Auf die Frage nach der vorherrschenden
Beeintrachtigungsart der von ihnen unterstutz-
ten Angehorigen gaben 32,7% eine geistige
Behinderung an; ein Viertel (27,2%) nannte
eine korperliche und 17,0% erwahnten eine
mehrfache Behinderung. An vierter Stelle
stehen psychisch-seelische Beeintrachtigun-
gen (11,0%), gefolgt von chronischen Erkran-
kungen (4,0%).

Ausdrlcklich sei an dieser Stelle nochmals
(siehe Kap. 1.1) darauf hingewiesen, dass der
Zugang zu den Angehorigen bereits aus daten-
technischen Griinden nur Uber relevante
Einrichtungen bzw. Dienste der Behinderten-
hilfe maglich war (mittelbare Befragung). Die
hier berichteten Ergebnisse beruhen mithin
nicht auf einer reprasentativen Stichprobe.

Haushaltskonstellationen. Fir die Interpreta-
tion der nachfolgenden Ergebnisse ist es
wichtig, die Haushalts- und Unterstutzungs-
konstellationen im Auge zu behalten. Nachfol-
gende Tabelle 2 bildet die entsprechenden
Ergebnisse ab.

16 Aufgrund der geringen Fallzahlen wird im Folgenden auf eine weitere Differenzierung dieses Personenkreises nach

deutscher und auslandischer Staatsblrgerschaft verzichtet.



38_ Lebensbedingungen der befragten Minchner | Wirtschaftliche Lage

Tab. 2: Primare Haushalts- und Unterstitzungskonstellationen

Zusammenlebend (Gemeinsamer Haushalt) 245 70,6
- Mutter/Vater mit erwachsenem Sohn/Tochter mit Behinderungen 116 33,4
- Mutter/Vater mit noch nicht volljahrigem Kind 85 24,5
- Partnerin / Partner 37 10,7
- Andere Verwandte 7 2,0
Zeitweilig (nur am Wochenende) zusammenlebend 30 8,6
- Mutter/Vater 30 8.6
Nicht zusammenlebend (kein gemeinsamer Haushalt) 59 17,0
- Mutter / Vater 39 11,2
- Andere Verwandte 20 5,8
Anderes 13 3,7

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Die grofdte Gruppe (33,4%) stellen Eltern dar,
die mit ihrem bereits erwachsenen Sohn bzw.
ihrer erwachsenen Tochter mit Beeintrachtigun-
gen weiterhin in einem gemeinsamen Haushalt
wohnen, gefolgt von Muttern bzw. Vatern, die
mit ihren noch nicht volljahrigen Kindern mit
Beeintrachtigungen zusammenleben.

Wirtschaftliche Lage. Orientiert man sich an
den Ergebnissen der letzten Munchner Birge-
rinnen- und Blrgerbefragung von 2010, ist die
wirtschaftliche Lage der hier befragten Ange-
horigenhaushalte deutlich schlechter als die
der Minchner Gesamtbevolkerung: Wahrend
etwa ein Viertel (27,1%) der Angehdrigenhaus-
halte armutsgefahrdet'’ ist, trifft dies fur die
Munchner Vergleichsgruppe nur auf 14,6% zu.
Das hochste Armutsrisiko tragen dabei die
(Angehdrigen-)Elternhaushalte, die mit ihren
bereits erwachsenen Sohnen und Tdchtern
eine gemeinsame Wirtschaftseinheit bilden
(37,4%), das geringste die Elternhaushalte mit

minderjahrigen Kindern (17,6%). Deutlich ist
auch der diesbezlgliche Unterschied zwischen
Haushalten mit und ohne Migrationshinter-
grund (46,2% versus 22,1%).

Die relativ schlechte wirtschaftliche Lage der
Angehdrigenhaushalte muss vor dem Hinter-
grund gesehen werden, dass sich die Betreu-
ung eines Familienmitglieds mit Behinderung
nachteilig auf die Berufstatigkeit der Hauptbe-
treuungspersonen auswirkt. Rund ein Viertel
der Befragten (24,0%) erklart, ihre Erwerbsta-
tigkeit aus Betreuungsgriinden ganz aufgege-
ben zu haben; etwa die Halfte (42,1%) berich-
tet zumindest von Einschrankungen. Hinzu
kommen die finanziellen Belastungen, die mit
einer Betreuung verbunden sein konnen: Die
Aufwendungen stellen fur viele (36,8%) eine
grolde Belastung dar. Insofern Uberrascht es
nicht, dass sich der Lebensstandard der be-
troffenen Haushalte ohne die Einnahmen des
Familienmitglieds mit Behinderung deutlich
verschlechtern wirde.

17 Zur Operationalisierung der Kategorie ,Armutsgefahrdung” siehe Kap. 3.5.
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4.2 \Wohnwunsche der befragten Angehorigen

Im Gegensatz zu den Paarhaushalten, die in

ihrer groRen Mehrheit erwartungsgemars

keine Veranderung wunschen, praferiert die

Mehrzahl der Eltern nicht den derzeitigen

volljahrigen Téchtern und Séhnen zusammen-
leben.

In der nachfolgenden Abbildung werden die
Wunschvorstellungen der Eltern nach dem

Status Quo. Dies gilt sowohl fur Eltern kleine-  Alter ihrer S6hne und Tochter mit Beeintrach-
rer Kinder wie fur Eltern, die mit ihren bereits  tigungen zusammenfassend dargestellt.

Abb. 22: Wunschvorstellung der Eltern in Bezug auf die zukiinftige Wohn- und
Betreuungssituation ihres Sohnes / ihrer Tochter nach Alter der Kinder
Angaben in Prozent
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I Eltern(teil) mit behindertem Kind (0-17 Jahre) (n=85)

B Eltern(teil) mit erwachsenem Sohn / Tochter mit Behinderung (n=113)

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.
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Deutlich wird, dass sich die Mehrheit der
Eltern fir ihr Kind ein Leben in ,,normalen”
sozialen Bezlgen, einschlief3lich ambulanter
Wohngemeinschaften winscht. Stationare
Versorgungsformen wie z.B. Wohnheime
rangieren in der Wunschliste weiter unten.
Interessant ist, dass die Mehrheit (61,8%) der
im Rahmen der Reprasentativerhebung be-
fragten Menschen mit Schwerbehinderung,
die (noch) mit ihren Eltern zusammenleben,
mit ihrer Wohnsituation zufrieden sind und
keine Veranderungswiuinsche vorbrachten.
Auch wenn die beiden Befragungsergebnisse
sicherlich nicht unmittelbar aufeinander be-
ziehbar sind, scheint das Problem oftmals
weniger darin zu liegen, dass Eltern eher auf
institutionalisierte WWohnformen setzen als ihre
.Kinder"”, sondern dass auf Seiten letzterer

die Veranderungsbereitschaft teilweise noch
geringer ist als bei ihren Eltern.

In vielen Elternhaushalten scheint es im Laufe
der Zeit zu regelrechten Symbiosen zwischen
den gemeinsam wirtschaftenden Familienmit-
gliedern mit und ohne Beeintrachtigungen zu
kommen. So winscht sich nur etwa ein Drittel
(36,4%) der Eltern, deren mit ihnen zusam-
menlebenden Séhne bzw. Tdchter 35 Jahre
und alter sind, innerhalb der nachsten Jahre
eine Veranderung der derzeitigen Wohnsitua-
tion. Zum Vergleich: Zwei von drei Eltern
(64,4%), deren ,, Kinder” noch im jungen
Erwachsenenalter sind (18-24 Jahre) sind,
praferieren eine andere Wohn- und Betreu-
ungsform; sind die S6hne und Tochter zwi-
schen 25 und 34 Jahre liegt der veranderungs-
bereite Anteil bei den Eltern bei 43,3%.

4.3 Kenntnis- und Inanspruchnahme professioneller

Angebote

Pflegeversicherungsleistungen. Pflegebe-
durftigkeit bedeutet fir Betroffene und Ange-
horige nicht nur eine emotionale und alltags-
praktische Herausforderung, sondern auch
eine finanzielle Belastung. Bei der Abfederung
der Kosten, die durch Betreuungsdienste
anfallen, spielt die Pflegeversicherung trotz
des sie kennzeichnenden Teilkasko-Prinzips
eine zentrale Rolle. Vor diesem Hintergrund
ist es sozialpolitisch bedenklich, dass viele
Angehorige, die ein pflegebedurftiges Famili-
enmitglied versorgen, wichtige Leistungen
der Pflegeversicherung nicht kennen.
Besonders ausgepragt ist das Nicht-Wissen
bei den zusatzlichen Betreuungsleistungen
nach 845 SGB XlI: So erklarte Uber ein Drittel
(36,9%) der befragten Angehorigen, diese
Leistung nicht zu kennen; hinsichtlich der
Kurzzeitpflege erklarten dies immerhin noch
21,6%.

Professionelle Angebote. Informationsdefi-
zite werden von den Angehdrigen auch im
Hinblick auf professionelle WWohn- und Unter-
stUtzungsangebote geltend gemacht. Abbil-
dung 23 stellt den berichteten Grad der Infor-
miertheit flr ausgewahlte Dienste und
Leistungen dar.

Unter Versorgungsaspekten besonders , hei-
kel” ist der hohe Anteil an Personen mit sehr
schlechter Informationslage bei den Angebo-
ten ,,Familienunterstltzende Angebote”
(33,2%), ,andere Freizeitangebote fur Men-
schen mit Behinderungen” (32,6%) und ,,am-
bulante Wohnangebote fur Menschen mit
Behinderungen” (30,3%).

Uber alle Angebote hinweg, lasst sich bei
dber einem Drittel der Befragten (34,1%) eine
.sehr schlechte Informiertheit” Uber die
Dienstleistungslandschaft feststellen.



Lebensbedingungen der befragten Minchner | Kenntnis- und Inanspruchnahme professioneller Angebote _41

Abb. 23: Informiertheit der Angehorigen iiber professionelle Angebote

Angabe in Prozent
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Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Inanspruchnahmeverhalten. Vor diesem
Hintergrund Uberrascht es nicht, dass die
professionellen Dienste in der alltaglichen
Versorgung bzw. Unterstltzung, global be-
trachtet, eine eher nachgeordnete Rolle spie-
len. Selbst die an erster Stelle in der ,,Inan-
spruchnahme-Statistik” stehenden Angebote
— professionelle Beratungsstellen, speziali-
sierte Freizeitangebote fur Menschen mit
Behinderungen, ,integrative” Freizeit- und
Begegnungsangebote sowie die familienunter-
stltzenden Dienste — wurden in den letzten
zwolf Monaten nur von jeweils etwa einem

121

30,0

Mobile Soziale Dienste (n=272) | 8,8 30,9 37,1 19,5

0

40,7 12,5

20% 40% 60% 80% 100%

B cher schlecht (“3")

B interessiert mich nicht

Drittel der Befragten genutzt, in aller Regel
jedoch seltener als einmal im Monat.

Die Grinde fUr dieses Nutzungsverhalten sind
vielfaltig. Sozialpolitisch bedeutungsvoll ist,
dass etwa ein Drittel (37,3%) aller aktiv in die
Betreuung eingebundenen Angehdrigen
erklart, dass sie zur Abdeckung ihres Unter-
stltzungsbedarfes gerne starker auf professio-
nelle Angebote zurlickgreifen wirden als sie
dies derzeit tun. Abbildung 24 listet die von
diesem Personenkreis vorgebrachten Grinde
far ihr nicht bedurfnisgerechtes Nutzungsver-
halten auf.
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Abb. 24: Griinde fiir die Nicht-Inanspruchnahme professioneller Angebote
Mehrfachnennungen moglich n=112; Angaben in Prozent
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Sonstiges

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

Deutlich wird, dass neben der mangelnden
Informiertheit quantitative Angebotslicken,
die mangelnde inhaltliche Passung zwischen
Angebot und Bedarf und der Preis die ent-
scheidenden Nutzungshurden darstellen.

Sport-, Freizeit- und Kulturangebote. Eine
mangelnde Bedurfnisgerechtigkeit der Ange-
bote wird von den Befragten vor allem im
Sport-, Freizeit- und Kulturbereich angemahnt:
Knapp zwei Drittel der an der Erhebung teil-
nehmenden Angehdrigen (65,6%) winschen
sich ausdrucklich mehr integrative bzw. inklu-
sive Angebote in diesem Bereich. Ein entspre-
chender Wunsch wird in besonderem Malie
von Eltern geauliert, die mit ihren noch min-
derjahrigen Kindern zusammenleben (74,4 %).

Schule und Inklusion. Etwas heterogener
wird das Thema der ,,inklusiven Beschulung”

0

10 20 30 40 50

bewertet. Vorauszuschicken ist, dass in der
Mehrzahl der Falle (70,0%) die von den Ange-
horigen betreuten Familienmitglieder (wah-
rend der Zeit ihrer Schulpflicht) nicht inklusiv
bzw. integrativ beschult worden waren bzw.
dies derzeit nicht werden. Lediglich ein knap-
pes Drittel (29,5%) der Angehorigen, deren
Kinder , getrennt beschult” worden waren
bzw. derzeit werden, winscht(e) sich eine
inklusive Beschulung, konnte diese aber
nicht in ihrer Nahe finden. Knapp die Halfte
(43,4%) der betroffenen Angehdrigen driickte
hingegen ihre Zufriedenheit mit der getrenn-
ten Beschulung aus.

Gerade fur Eltern bzw. Angehdrige von Kin-
dern und Jugendlichen mit schwereren Beein-
trachtigungen ist die Vorstellung einer ge-
meinsamen Beschulung oftmals nur wenig
attraktiv — zumindest unter den derzeitigen
Rahmenbedingungen.
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4.4 Assistenz- und Pflegesituation

Gesamtbewertung aus Sicht der Betroffe-
nen. Die meisten Angehdrigen, die mit den
von ihnen unterstitzten Personen zusammen-
leben, wenden an Werktagen ein bis funf
Stunden taglich flr entsprechende Assistenz-
dienstleistungen auf (53,0%), etwa ein Drittel
(34,5%) sogar mehr als finf Stunden. An
Wochenenden verdoppelt sich fast der Anteil,
der finf Stunden und mehr aufwendet (von
34,5% auf 62,0%).

Vor diesem Hintergrund Uberrascht es nicht,
dass eine knappe Mehrheit von 53,1% nach
eigenem Bekunden nicht genugend UnterstUt-
zung bei ihrer Betreuungsarbeit erhalt. Be-
fragte mit Migrationshintergrund berichten
dies sogar zu 58,1% (ohne Migrationshinter-
grund: 51,8%). Ansonsten gilt: Je hoher der
Pflegebedarf bzw. der werktagliche Unterstit-
zungsaufwand, desto hdher der Anteil der
Angehdrigen, der nach eigenem Bekunden
nicht gentgend Unterstltzung erhalt. Beson-
deren Problemen sehen sich diesbezlglich
Alleinerziehende gegentiber: Uber 80% bekla-
gen, dass sie nicht gendgend Unterstitzung
erhalten. An zweiter Stelle stehen Elternhaus-
halte mit noch minderjahrigen Kindern (64,2%).
Erwartungsgemal besteht ein dulRerst enger
Zusammenhang zwischen der Deckung des
Unterstltzungsbedarfes (ja/nein) und der
generellen Zufriedenheit mit der Versorgungs-
situation. Nimmt man jedoch alle befragten
Muanchner Angehdrigen in den Blick, zeigt sich
insgesamt eine hohe Zufriedenheit: Knapp die
Halfte (42,1%) ist (sehr) zufrieden mit der
Versorgungssituation, lediglich 13,6% sind
(sehr) unzufrieden. Neben dem Gefuhl, als
Betreuungsperson alleine gelassen zu sein, flr
alles kampfen zu mussen, resultiert die Unzu-
friedenheit z.B. aus folgenden Grinden:'®

e Zukunftsangste der Angehorigen (z.B. , Bis-
her haben wir keine Losung gefunden, sollte
ich alters-/krankheitsbedingt ausfallen”).

¢ Fehlen notwendiger Dienstleistungen (z.B.
.Fehlende Notfallmdglichkeiten, fehlende
Kurzzeitpflege in Minchen™).

e Unzufriedenheit mit professionellen Dienst-
leistern (z.B. , Extrem Uberlastete Personalsi-
tuation in der Wohnstatte!! Unzureichende
Betreuung bei Veranstaltungen™).

¢ Unzufriedenheit mit Behdrden bzw. rechtli-
chen Rahmenbedingungen (z.B. ,trotz des
eh schon erhdéhten Aufwandes, den man mit
einem behinderten Familienmitglied hat,
wird das durch Behdérden und Einrichtungen
noch zusatzlich erschwert. Barrierefreiheit
- davon wird in diesem Land nur gesprochen;
umgesetzt wird dagegen wenig”).

e Unbefriedigende Wohn- bzw. Arbeitssitua-
tion des unterstutzten Familienmitglieds (z.B.
»Die Arbeit in ihrer Werkstatte ist fir meine
Tochter sehr unbefriedigend und trostlos. Es
ist sehr schwierig fur sie, eine geeignete
Arbeit zu finden™).

Betreuungsprobleme und -wiinsche. Neben
der Frage nach etwaigen alltaglichen Unter-
stUtzungsbedarfen wurde den Befragten
erganzend eine Liste von Problemen vorge-
legt, die mit der Betreuung eines Familienmit-
glieds mit Handicap verbunden sein kénnen.
Erwartungsgemald rangiert die Angst, was mit
dem Familienmitglied mit Handicap passieren
werde, wenn man nicht mehr seine Betreu-
ung leisten kdnne, mit 66,6% klar an erster
Stelle. An zweiter Stelle steht das mangelnde
Verstandnis der Bevolkerung flr das Verhalten
des Familienmitglieds mit Behinderung bzw.
Beeintrachtigung (42,4%); an dritter Stelle das

18 Die Grinde wurden im Rahmen einer offenen Frage erhoben (,Was sind die Grinde fir lhre Bewertung?”) und die

Antworten nachtraglich vom Berichterstatter kategorisiert.
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Fehlen von alternativen Wohnmaglichkeiten.
Das ,, Schlusslicht” bilden die Aspekte der
Barrierefreiheit des OPNV (20,9%) und der
arztlichen Versorgung (13,3%).

Gefragt nach den Kriterien guter Unterstit-
zungspraxis wird die Moglichkeit als beson-
ders wichtig erachtet, jederzeit kurzfristig
stundenweise Hilfen organisieren zu konnen
(75,8%). An zweiter Stelle steht das Vorhan-
densein eines gemeinsam mit einem profes-
sionellen Dienst erarbeiteten Notfallplans
(74,8%), der die Betreuung des Familienmit-
glieds mit Behinderung bzw. Beeintrachtigung
fUr den Fall sichert, dass die Hauptunterstuit-

Abb. 25: Betreuungsbedingte Belastungen
Angaben in Prozent

Leben mit behindertem Familienmitglied
ist nicht anders (n=325)

Kénnen Unterstutzung problemlos
organisieren (n=318)

Genugend Zeit fir eigene Bedurfnisse /
Interessen (n=323)

Familiarer Zusammmenhalt starker geworden

Leben mit behindertem Familienmitglied ist
bereichernd (n=322)

Kénnen Aufgaben gut bewaltigen (n=322)

Fuhle mich durch Anforderungen
.hin- und hergerissen” (n=320)

Habe Freunde / Bekannte wegen Betreuung
verloren (n=324)

Grofe finanzielle Belastungen durch
Betreuung (n=250)

0

stimme voll zu Bl stimme eher zu

Bl stimme eher nicht zu B stimme gar nicht zu

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.

zungsperson krank wird bzw. die Betreuung
nicht mehr geleistet werden kann. Dies

sind auch die beiden Aspekte, bei denen der
grofte Handlungsbedarf gesehen wird,
gefolgt von der Schaffung nachbarschaft-
licher Netzwerke und zugehender Kontakt-
arbeit.

Betreuungsbedingte Belastungen. Im Rah-
men der Ergebung wurden den Angehorigen
neun Items zu verschiedenen Belastungsbe-
reichen vorgelegt. Den Befragten stand dabei
eine flnfstufige Skala (von ,stimme voll zu”
bis ,,stimme gar nicht zu") zur Verfigung.

\ 20,0 | 125 47,1

142 26,4 24,2 19,5
14,9 28,8 210 192
|
N 220 307 9390
|
N 250 31,3 9,150
151 20,1 145 253
17,6 28,8 152 152
20% 40% 60% 80% 100%
Il teils teils

trifft nicht zu
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Abbildung 25 weist fur die einzelnen Bereiche
die Anteile der jeweiligen Skalenwerte aus.
Erkennbar stehen die Schwierigkeiten, im
Bedarfsfall Unterstltzung zu organisieren, an
erster Stelle, gefolgt von dem Hin- und Her-
gerissen-Werden zwischen den verschiedenen
Anforderungen, der Schwierigkeit, eigene
Interessen und Bedurfnisse , leben” zu kon-
nen, und dem betreuungsbedingten Verlust
von Freunden und Bekannten. Entsprechende
Erfahrungen machten in all diesen Fallen etwa
40% der Befragten geltend.

Etwa die Halfte der Befragten (43,7 %) zeigt
(eher) hohe Belastungssymptome.' Nur etwa

15,5% berichten von (eher) geringen Belastun-
gen. Neben der Frage, inwieweit die als An-
gehoriger erhaltene Unterstltzung als aus-
reichend erlebt wird bzw. der Hohe des
Assistenzbedarfs des unterstltzten Familien-
mitglieds, hangt der Belastungsgrad auch mit
dem Alter des beeintrachtigen Familienmit-
glieds ab: Ist die unterstitzte Person noch
nicht volljahrig, ist die Belastung deutlich
hoher als wenn diese im jungeren oder mitt-
leren Erwachsenalter ist. Dies verdeutlicht
nochmals die zentrale Bedeutung familienun-
terstUtzender Dienste fur Familien mit noch
nicht volljahrigen behinderten Kindern.

19 Zur Berechnung des Belastungsgrades siehe den Endbericht, Teil Il, Kap. 10.5.
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5. Sozialraum

Zur Bedeutung des Sozialraums. In der

Inklusionsdebatte mit ihrem Ziel der gleich-

berechtigten Teilhabe von Menschen mit

Behinderungen in die Gesellschaft im Allge-

meinen und in das Gemeinwesen im Beson-

deren, spielt der soziale Nahraum aus mehre-

ren Grinden eine zentrale Rolle - und zwar,

¢ da Inklusion da ansetzen muss, wo der Alltag
grofdtenteils gelebt und Inklusion wie Exklu-
sion unmittelbar erlebt wird; das Ziel der
UN-BRK einer unabhangigen Lebensflhrung
bzw. eines selbstbestimmten Lebens (Art.
19) muss sich in der Gemeinschaft vor Ort
erweisen. Dies gilt vor allem fur Personen,
die Werkstatten bzw. Forderstatten besu-
chen bzw. fir Menschen mit hohem Unter-
stltzungsbedarf.

¢ da Beeintrachtigungen im Allgemeinen und
Mobilitatseinschrankungen im Besonderen
die Bedeutung des unmittelbaren Sozial-
raums fur Alltags-/Lebensgestaltung er-
hohen.

¢ da der soziale Nahraum eine wichtige Res-
source darstellt: Gegenseitige und das
Profi-System erganzende Hilfe- und Unter-
stUtzungsnetzwerke konnen vor Ort leichter
entwickelt bzw. aktiviert werden.

¢ da eine unmittelbare Beteiligung der Burge-
rinnen und Blrger vor Ort, mit oder ohne
Beeintrachtigung, erleichtert bzw. ermaoglicht
wird (Teilhabeplanung)

¢ da empirisch ein sehr enger Zusammenhang
zwischen den Formen bzw. dem Umfang der
Selbstorganisation bzw. des buirgerschaftli-
chen Engagements einerseits und dem
Quartierstyp andererseits besteht.

¢ da gemeindenahe Anstrengungen eher
Einstellungsveranderungen der Blrgerinnen
und Burger ermdglichen.

Grundsatzlich ist Sozialraumentwicklung als
teilhabeorientierter Prozess zu planen und

auszugestalten, d.h. die BUrgerinnen und
Barger vor Ort sind an der Gestaltung und
Weiterentwicklung ihrer Sozialrdaume zu betei-
ligen. Die Betroffenen sind als Expertinnen
und Experten in eigener Sache zu Beteiligten
zu machen (Motto: , Nichts Uber uns ohne
uns”). Diese Beteiligung muss auf inhalt-
licher Ebene (= Berlck-sichtigung der Erfah-
rungen, Winsche, BedUrfnisse der Betroffe-
nen) und auf prozessualer Ebene (= aktive
Einbeziehung in Planungsprozesse) erfolgen.

Das Instrument der Sozialraumbegehung.
Sozialraumbegehungen stellen eine zentrale
Methode zur Erforschung der lebensweltli-
chen Sicht von Bewohnerinnen und Bewohner
auf ,ihren” jeweiligen Sozialraum dar. Die
Bedeutung solcher Begehungen liegt nicht nur
darin, dass sie konkrete Barrieren und Hinder-
nisse aufzudecken helfen, die ohne ,,den
Blick” der Betroffenen oft nicht sichtbar wer-
den. Mindestens genauso entscheidend ist
die mit den Begehungen einhergehende
Anerkennung als Sozialraumexperte. \Wie es
eine der Personen ausdruckte, mit der eine
Begehung gemacht wurde: ,, So was sollte
man Ofter machen, damit die Leute wissen,
wie es uns geht. Dann wissen die grof3en
Idioten auch, wie sie mit uns umgehen soll-
ten, was sie tun sollten. Wenn Sie wieder so
was machen, mache ich gleich wieder mit.
Das ist wichtig fur uns.” Vor diesem Hinter-
grund ist es naheliegend, Sozialraumbegehun-
gen als Teil einer ortlichen Teilhabeplanung zu
organisieren.

Ergebnisse der im Rahmen der Studie
durchgefiihrten Sozialraumbegehungen.
In unseren funf Sozialraumbegehungen — drei
mit mobilitdtseingeschrankten Personen und
zwei mit Menschen mit geistiger Behinde-
rung — entschieden die Betroffenen Uber die



einzuschlagende Route. Die Einstiegsfrage
lautete dabei: ,Zeigen Sie uns doch bitte die
Orte oder Dinge, die fur Sie hier im Wohnvier-
tel, wichtig sind oder wo Sie sich wohlfthlen.
Aber auch die Orte und Platze, die Sie weniger
»gut” finden, z.B. weil Sie sie nicht nutzen
konnen oder weil Sie da schon negative Erfah-
rungen gemacht haben.”

In inhaltlicher Hinsicht lassen sich die Ergeb-
nisse unserer Sozialraumbegehungen wie
folgt zusammenfassen:

¢ Barrierefreiheit. Barrierefreiheit ist nicht nur
far mobilitdtseingeschrankte Personen von
hohem Belang, sondern auch fir Menschen
mit anderen Behinderungen (wie eben mit
einer geistigen Behinderung). Sozialraumli-
che Barrierefreiheit erweist sich nicht nur
durch das Fehlen physischer Hindernisse,
sondern auch durch Aspekte wie ausrei-
chende ,Ampelphasen” oder Sitzgelegen-
heiten zum Ausruhen. Die Anforderungen an
ein ,,wirklich” barrierefreies Quartier sind
hoch und mUssen immer wieder auf ihre
Erfallung hin hinterfragt werden: Fir Gehbe-
hinderte, Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhl-
fahrer etwa konnen selbst kleinste Uneben-
heiten oder Schwellen wie auch zu enge
oder vollgestellte Ladenflure betrachtliche
Nutzungsprobleme aufwerfen.

¢ Nah- bzw. Alltagsversorgung. Die im Zuge
der Quartiersbegehungen eingebundenen
Sozialraumexpertinnen und Sozialraumexper-
ten stellten immer wieder auf die grundle-
gende Bedeutung einer fuldlaufig bzw. barrie-
refrei erreichbaren Infrastruktur im Bereich
der Nah- bzw. der Alltagsversorgung ab. Eine
entsprechende Infrastruktur ist nicht nur fur
die Aufrechterhaltung einer selbststandigen
Haushaltsfuhrung wichtig — sie befordert
zudem die aktive Teilnahme am o6ffentlichen
Leben und sei es auch ,,nur” als Konsumen-
tin bzw. Konsument. Sicherlich gibt es kei-
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nen festen Katalog von Angeboten, der in
einem inklusiven Sozialraum vorgehalten
werden sollte. Bei den im Rahmen der
Studie durchgeflhrten Sozialraumbegehun-
gen wurde diesbezuglich immer wieder auf
Discounter (als preiswerten Alternativen zum
.Klassischen” Einzelhandel), auf Backereien,
Drogeriefachgeschafte, Apotheken, Banken
und in etwas geringerem Umfang auf Cafés
oder Restaurants und medizinisch-therapeu-
tische Dienstleistungen abgestellt.

¢ Zeitnahe Abrufbarkeit von nicht-pflegeri-
schen Assistenzdienstleistungen (z.B.
Freizeitassistenzen, kleinere Alltagshilfen,
Besuchsdienste) im sozialraumlichen Um-
feld. Inklusion im Sozialraum setzt das Vor-
handensein entsprechender Assistenzsys-
teme voraus: Ohne Assistenzkrafte nitzt die
beste Infrastruktur oftmals nur wenig. Hier-
bei geht es nicht um den Ersatz bislang
professionell erbrachter Leistungen durch
.informelle” oder ehrenamtliche ,Sozial-
raumhelferinnen und -helfer”, sondern um
den Ausbau bestehender sozialraumlicher
Unterstltzungsnetze bzw. den Aufbau er-
ganzender Unterstutzungsstrukturen. Bei-
des kann nicht verordnet werden; es kann
aber durch MalRnahmen, die das Miteinander
der Menschen vor Ort starken und Vertraut-
heit entstehen lassen, beférdert werden.
Erfahrungen zeigen, dass insbesondere
Menschen mit einer geistigen und/oder
mehrfachen Behinderung bei der Nutzung
von Regelangeboten oftmals eine dauerhafte
Begleitung bendtigen.

¢ Niederschwellige Treffpunkte im 6ffent-
lichen Raum. , Vertrautheit” von Menschen
mit und ohne Behinderungen kann nur durch
alltaglichen Kontakt entstehen. Dem 6ffentli-
chen Raum kommt hier eine zentrale Rolle
zu, kann er doch je nach Gestaltung den
Austausch von Menschen mit und ohne
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Beeintrachtigungen beférdern und , veralltag-
lichen” oder behindern. Neben der barriere-
freien Zuganglichkeit von Einrichtungen des
Alltagsbedarfs (Laden, Kneipen...), wo man
~ungezwungen” miteinander in Kontakt
kommt, spielen hier die Barrierefreiheit des
offentlichen Raums selbst, seine Aufent-
haltsqualitat durch Sitz- und Ruhemaoglich-
keiten und das Vorhandensein informeller
Treffpunkte eine wichtige Rolle.

Die Begehungen bestatigten die im Rahmen
der schriftlichen Befragung und von Einzelge-
sprachen mit Betroffenen gemachte Beobach-
tung, dass ein ,,inklusiver Sozialraum™ einer
aktiven Steuerung bedarf. Ein barrierefreier

offentlicher Raum, das Vorhandensein einer
bedarfsgerechten Nah- bzw. Alltagsversorgung
oder Moglichkeiten, sich im Sozialraum infor-
mell zu treffen, reichen nicht aus, um den
Austausch von Menschen mit und ohne Be-
eintrachtigungen im Sozialraum zu ,veralltag-
lichen”. Es bedarf zusatzlicher Steuerungsim-
pulse durch ein Quartiersmanagement, das
die Menschen bzw. die Akteure vor Ort an-
spricht bzw. vernetzt, ehrenamtliches Engage-
ment befordert und Angebote entwickelt.

Flr bestimmte Personengruppen, wie etwa
fur Menschen mit einer geistigen Behinde-
rung, setzt dies mitunter gezielte Netzwerkar-
beit fir bzw. mit diesem Personenkreis vor-
aus.
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6. Handlungsempfehlungen

6.1 Vorbemerkung: Handlungsfelder aus Sicht der

Betroffenen
Im Rahmen der schriftlichen Erhebung wur- stufige Skala zum Einsatz — von ,,sehr hoher”
den die befragten Menschen mit Schwerbe- bis , sehr geringer” Handlungsbedarf. Nach-
hinderung gebeten anzugeben, wie hoch sie folgende Abbildung zeigt in Prozent, wie viele
den jeweiligen Handlungsbedarf in zwolf Personen in den einzelnen Feldern einen
Handlungsfeldern, orientiert an die UN-BRK, .sehr hohen” oder einen ,,hohen” Handlungs-
bewerten wirden. Dabei kam eine sechs- bedarf geltend machen.

Abb. 26: Primare Handlungsbedarfe aus Sicht der befragten Personen
mit Schwerbehinderung

nur Angaben , sehr hoher” und ,hoher” Handlungsbedarf

Angaben in Prozent; nur Langfassung
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Mobilitat & Barrierefreiheit im offentl. Raum
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Vorschule, Frihfoérderung (n=1.319)

Freizeit-, Sport- und Kulturangebote (n=1.169) 17,2 22,4
Barrierefreie Kommunikation (n=1.149) 18,8 19,6
Politische Teilhabe / Beteiligungsmaoglichkeiten
(n=1.154)
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M sehr hoher Handlungsbedarf B hoher Handlungsbedarf

Quelle: SIM Sozialplanung und Begleitforschung 2013.



50_ Handlungsempfehlungen | Handlungsempfehlungen aus Sicht des Berichterstatters

Sieht man von den Items ,, Politische Teilhabe / aber nicht sehr unterschiedlich bewertet

Beteiligungsmaoglichkeiten”, , Barrierefreie (zwischen 45,2% und 56,9% vergaben jewells
Kommunikation” und ,, Freizeit-, Sport- und die Skalenwerte ,1" (,,sehr hoher Handlungs-
Kulturangebote” einmal ab, werden die zur bedarf”) oder ,2" (,,hoher Handlungsbedarf”).

Abfrage gestellten Dimensionen alles in allem

6.2 Handlungsempfehlungen aus Sicht des Berichterstatters

Fur eine ausflhrlichere Darstellung der hier
prasentierten Handlungsempfehlungen sei auf
den Endbericht verwiesen.

6.2.1 Handlungsfeld [: Arbeit

¢ Gezieltere Vergabe von stadtischen Auf- Behinderungen sollte durch Entwicklung
tragen nach sozialen Kriterien. Firmen und geeigneter MalRnahmen deutlich erhéht
Betriebe, die im Bereich der Arbeitsmarktin- werden. In diesem Sinne sollten auch ver-
tegration von Menschen mit Behinderun- mehrt Praktikumsplatze fir Menschen mit
gen — und anderen arbeitsmarktfernen Grup- Behinderungen geschaffen werden.
pen — vorbildlich sind, sollten bei der Vergabe
stadtischer Auftrage in Zukunft starker « Offentlichkeits- und Sensibilisierungs-
berlcksichtigt werden. In einem ersten arbeit. Die gleichberechtigte Teilhabe von
Schritte sollten hierzu alle stadtischen Auf- Menschen mit wie ohne Behinderungen am
gaben auf ihre Eignung fur entsprechende Arbeitsleben kann nur dann zur Selbstver-
Vergaben Uberprift werden. standlichkeit werden, wenn die bestehenden

Informationsdefizite und vor allem die

e Starkung des zweiten bzw. ,geschiitz- Angste und Vorteile bei Arbeitgebern ange-
ten” Arbeitsmarktes — sei es hinsichtlich gangen werden. Die Landeshauptstadt
der Schaffung dauerhafte(rer) Beschafti- Mdinchen sollte hier im Rahmen ihrer Mog-
gungsmoglichkeiten fur Menschen mit lichkeiten Impulse setzen (z.B. durch Initiie-
Behinderungen bzw. mit multiplen Vermitt- rung eines Fachtages fur Betriebe, auf dem
lungshemmnissen (jenseits der WfbM), sei die LH Munchen Uber ihre positiven Erfah-
es hinsichtlich der Starkung von Integrations- rungen als Arbeitgeberin von Menschen mit
projekten (z.B. Uber den oben genannten Behinderungen berichtet).

Weg der Auftragsvergabe) oder sei s hin-
sichtlich eines verbesserten Zugangs von de e Aufbau eines Nueva-Evaluatorenteams.
facto nicht vermittlungsfahigen SGB |I-Bezie-  Das in Kapitel 2.7 skizzierte Nueva[]-Modell

herinnen und —beziehern in den Zuverdienst. ist in vielerlei Hinsicht beispielhaft. Erste
Einrichtungen bzw. Dienste haben bereits
¢ Verstarkte Anstrengungen der Landes- Interesse fur den Aufbau eines solchen
hauptstadt Munchen im Ausbildungs- Nueva[]-Evaluatorenpools bekundet. Diese

bereich. Die Zahl der Auszubildenden mit Anstrengungen sollten, im Rahmen ihrer
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jeweiligen Moglichkeiten, vom Bezirk Ober-
bayern, der Landeshauptstadt Minchen und
dem Integrationsamt gezielt unterstttzt und
vorangetrieben werden.

¢ Forderung von Empowerment-Trainings.
Mangel im Bereich der Sozialkompetenzen
erschweren jenseits aller strukturellen Fak-
toren die Eingliederung in den allgemeinen
Arbeitsmarkt zusatzlich. Hier bedarf es
einschlagiger Unterstutzungsangebote, die
im Sinne des Empowerment-Prinzips mog-
lichst als Peer-Gruppen-Trainings auszuge-
stalten sind.

¢ Verbesserung der Datensituation. Die
Datensituation im Bereich , Arbeit von
Menschen mit Behinderungen” ist unbe-
friedigend. Im Rahmen ihrer Handlungs-
moglichkeiten bzw. ihrer Uberkommunalen
Gremienarbeit sollte die Landeshauptstadt
Minchen daher darauf einwirken, dass
relevante Akteure ihr Berichts- und Daten-
bankwesen so anpassen, dass Datenabfra-
gen auf kommunaler Ebene maoglich werden.

6.2.2 Handlungsfeld Il: Dienstleistung

¢ Entwicklung eines Qualifizierungs- und
Sensibilisierungsprogramm zur inklusiven
Offnung. Ohne (weitere) Offnung der , Re-
geldienstleister” im Freizeit-, Kultur-, Bil-
dungs- und Sozialbereich fir die Belange und
Bedarfe von Menschen mit Behinderungen
ist eine inklusive Stadtgesellschaft nicht zu
erreichen. Will die Landeshauptstadt Mun-
chen ihrem selbst gesetzten Ziel ,Munchen
wird inklusiv” gerecht werden, ist — analog
zum interkulturellen Bereich (IQE)? — seitens
der Stadt ein Qualifizierungs- und Sensibili-
sierungsprogramm zur inklusiven Offnung zu
entwickeln und Tragern bzw. Einrichtungen
kostenfrei anzubieten.

e ,Inklusive” Offnung des organisierten
Sports. Analog zu der erfolgreichen ,, Quali-
fizierungsoffensive zur interkulturellen Off-
nung im organisierten Sport” sollte fir den
Sportbereich ein auf die BedUrfnisse der dort
Tatigen angepasstes Qualifizierungs- und
Beratungsprogramm zur Inklusion entwickelt
werden. Zudem sollte das Thema der Inklu-

sion starker in die Ausbildung der Ubungs-
leiterinnen und Ubungsleiter integriert und
das Angebot an inklusiven Feriensport-
programmen ausgebaut werden.

¢ Behordenassistenzen. Der Aufbau von
Behordenassistenzen, d.h. von Personen,
die nachfragende Birgerinnen und Burger
im Bedarfsfall zu den zustandigen Sachbe-
arbeitungskraften begleiten, sollte auf seine
Umsetzungsmaoglichkeiten Uberprift wer-
den.

¢ . Inklusive” Ausgestaltung der Ziel- und
Leistungsvereinbarungen. Die Ziel- und
Leistungsvereinbarungen, die die Landes-
hauptstadt MUnchen mit den von ihr (mit)
finanzierten Organisationen abschliel3t,
stellen zentrale Steuerungsinstrumente fur
weite Teile der MUnchner Dienstleistungs-
und sozialen Einrichtungslandschaft dar. In
Zukunft sollte in den Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen das Prinzip der Inklusion
verpflichtend thematisiert werden.

20 IQE steht fur das Projekt ,, Interkulturelle Qualitatsentwicklung in Minchner Sozialregionen”.
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6.2.3 Handlungsfeld Ill: Sozialraum

¢ Modellhafte Weiterentwicklung des Pro-
duktes ,, Quartierbezogene Bewohner-
arbeit” (QBA). Die mittlerweile 33 Nach-
barschaftstreffs bieten einen wichtigen
sozialraumlichen Ansatzpunkt zur Beforde-
rung der Teilhabe- und Teilgabemadglichkeiten
von Menschen mit Beeintrachtigungen. Das
diesbezlgliche Potenzial dieser Treffs sollte
modellhaft Uberprift werden.

¢ Forderung von niederschwelligen offenen
Treffs. Als wichtige Ansatzpunkte fir eine
gelingende Inklusion im Sozialraum haben
sich gastronomische Angebote (,Inklusions-
cafés”) erwiesen, in denen Menschen mit
und ohne Behinderung in wechselnden
Rollen (als Bedienungen, Gaste, Zuhorende,
Vortragende...) miteinander in Kontakt treten
(kdnnen). Im Rahmen ihrer Moglichkeiten
sollte die Landeshauptstadt MUnchen ent-
sprechende Projekte gezielt befordern.

¢ Starkung der teilraumlichen Umsetzung

von Inklusion. Da Sozialraumentwicklung

als teilhabeorientierter Prozess zu planen
und auszugestalten ist und eine (inhaltliche)

Teilhabeplanung fur die Gesamtstadt nur

bedingt sinnvoll erscheint, ist diese teilraum-

lich umzusetzen. Hierflr bieten sich folgende

Anknlpfungspunkte an:

— Etablierung von ehrenamtlichen Inklusions-
beauftragten auf Ebene der Stadtbezirke —
ahnlich den Kinder- und Jugendbeauftrag-
ten. Die Moglichkeit einer solchen
Einrichtung ist auf ihre Umsetzbarkeit zu
Uberprufen.

— Bei Fragestellungen oder Ortsterminen, die
Themen wie Mobilitat, Gestaltung des
offentlichen Raums, soziale Infrastruktur,
Versorgungsinfrastruktur oder kulturelle
Veranstaltungen berUhren, sollten auf

Ebene der Stadtbezirke Blrgerinnen und
Blrger mit Beeintrachtigungen bzw. deren
Interessenvertretungen standardmaldig
eingebunden werden.

— Modellhafte Erprobung eines festen Run-
den Tisches, der Blrgerinnen und Blrger
mit und ohne Behinderung sowie profes-
sionelle Akteure eines Quartiers mit dem
Ziel der inklusiven Weiterentwicklung
.ihres” Sozialraumes zusammenbringt
(auf Ebene eines der REGSAM-Netzwerke).

¢ Fruhzeitige(re) Berticksichtigung des

Prinzips der Inklusion bei Bauplanungen.

Um dies sicher zu stellen

— sollten die Beschaftigten des Referats fir
Stadtplanung und Bauordnung sowie des
Baureferats durch Entwicklung eines ein-
schlagigen Schulungskonzeptes flr das
Thema der Inklusion im Allgemeinen und
der Barrierefreiheit im Besonderen sensibi-
lisiert werden.

— sollte bei Konzeptausschreibungen bzw.
Bestgebotsverfahren ,, Inklusion” als ein
zentrales Bewertungskriterium fur die
Vergabe eingeflhrt werden.

— sollte bei Burgerbeteiligungsverfahren
bereits im Vorfeld auf die Einbindung von
Menschen mit Beeintrachtigungen geach-
tet werden bzw. diese die Mdglichkeit
erhalten, an solchen Beteiligungsverfahren
teilzunehmen.

¢ . Inklusive Stadtfithrungen”. Entwicklung
eines Konzeptes fur die Durchfliihrung ge-
meinsamer Sozialraumbegehungen von
Menschen mit und ohne Behinderungen
— sei es als Teil ortlicher Teilhabeplanungen
oder sei als generelle sozialraumgebundene
Angebote.
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6.2.4 Handlungsfeld IV: Sozialraumubergreifende Aspekte

¢ Erstellung eines Konzeptes zur sozial- — Bereitstellung eines kommunalen Budgets

raumlichen Teilhabeplanung, das Prozesse

der Teilhabeplanung definiert und damit

sicher stellt, dass

— potenziell planungsrelevante Erfahrungen
von Menschen mit Beeintrachtigungen
kontinuierlich erhoben werden.

— Personen mit Beeintrachtigungen bei
relevanten Planungen sowohl inhaltlich
(=Berlcksichtigung der Erfahrungen, WUn-
sche, Bedurfnisse der Betroffenen) als
auch prozessual (= aktive Einbeziehung in
Planungsprozesse) beteiligt werden — auf
gesamtstadtischer wie auch auf unterge-
ordneten Ebenen.

Um dem Mangel an barrierefreiem Wohn-
raum zu begegnen, sind im Referat fur
Stadtplanung und Bauordnung alle dort ver-
flgbaren Moglichkeiten zu Uberprifen, wie
der Umfang barrierefreien Bauens bzw. barrie-
refreier Ausstattungen gesteigert werden
konnte — sei im Rahmen der Planungs-, der
Beratungs- oder der Genehmigungsphase.

Aus- bzw. Aufbau bedarfsgerechter
nicht-stationarer Wohnformen. Personen
mit hoheren bzw. komplexen Unterstut-
zungsbedarfen sind hierbei besonders in den
Blick zu nehmen.

Ausbau einschlagiger Assistenzdienstleis-
tungen. Das Fehlen von Assistenzkraften
stellt fur viele Menschen mit Behinderungen
das zentrale Problemfeld dar, das die Inklu-
sion in das Gemeinwesen behindert. Dies
gilt fir den Arbeits- wie fur den Freizeitbe-
reich. Neben dem Aufbau sozialraumorien-
tierter Hilfenetze im Rahmen eines Quartier-
managements und dem Ausbau der
Familienunterstltzenden Dienste sind drei
Losungsansatze zu nennen:

fur die Refinanzierung ggf. notwendiger
und vor Ort, d.h. bei Sportvereinen, Ju-
gendzentren, Freizeitstatten etc., verflg-
barer Assistenzkrafte.

— Erarbeitung eines Konzeptes zum Aufbau
und Betrieb eines nahverkehrsbezogenen
Begleitservice - in Kooperation mit der
MVG bzw. dem MVV.

— Generell ist zu prufen, inwieweit Personen,
die nicht auf den ersten Arbeitsmarkt
vermittelbar sind, im Rahmen eines aufzu-
legenden Beschaftigungsprojektes haus-
haltsnahe Assistenzdienstleistungen, ggf.
einschlielRlich von Begleitassistenzen,
ubernehmen bzw. anbieten kdénnten.

¢ Weiterentwicklung der Offenen Behinder-
tenarbeit (OBA). Im Rahmen ihrer Maglich-
keiten sollte die Landeshauptstadt MUnchen
beim Bezirk Oberbayern Weiterentwicklun-
gen in folgenden Bereichen anregen bzw.
aktiv unterstutzen:

— Ein starkerer Sozialraumbezug der Ange-
bote.

— Der Ausbau der Elternarbeit. Angesichts
der betrachtlichen Belastungen von Ange-
horigen und ihrer teilweise eklatanten
Informationsdefizite scheint uns generell
eine starker zugehende Orientierung der
Elternarbeit vonndten, einschlielRlich des
Angebots praventiver Notfall- und Krisen-
planungen.

— Aufbau eines , Begleitservice” . Ohne
einen niederschwelligen Zugang Betroffe-
ner zu Freizeitassistenten scheint uns die
Umsetzung der UN-BRK im Bereich der
gesellschaftlichen Teilhabe derzeit kaum
flachendeckend umsetzbar — zumindest
nicht fur Personen mit komplexem Unter-
stltzungsbedarf.
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¢ Analyse und Erarbeitung von Handlungskon-
zepten zur Behebung der Zugangsprobleme

im 6ffentlichen Raum.

— Systematische Analyse der kommunalen
Gestaltungsmaoglichkeiten zur Verbesse-
rung der Barrierefreiheit des offentlichen
Raums im Allgemeinen und der Nahmobili-
tat?" im Besonderen im Rahmen eines
Pilot- und Forschungsprojektes.

— Erarbeitung eines Handlungskonzeptes zur
Losung des mobilitatseinschrankenden
Fehlens von 6ffentlichen bzw. von offent-
lich zuganglichen Toiletten. Hierbei sind die
Bedurfnisse von Menschen mit einer
Inkontinenz und/oder schweren korperli-
chen Behinderungen (z.B. Menschen mit
hohem Querschnitt, Spina Bifida) beson-
ders in den Blick zu nehmen.

— Uberprifung aller stadtischen Verwaltungs-
gebaude mit Besuchsverkehr hin auf ihre
Barrierefreiheit.

¢ Erarbeitung von Strategien zur Bekamp-
fung sexueller und korperlicher Gewalt.

Hier ist auf mehreren Ebenen anzusetzen:

— Bessere Vernetzung von Angeboten der
Behindertenhilfe mit Angeboten der Ge-
waltpravention sowie jenen zur Verarbei-
tung von Gewalterfahrungen.

— Einschlagige Aufklarung und Beratung von
Fachkraften in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe aber auch von Eltern.

— Die hohen Anteile sexueller Gewalterfah-
rung gerade bei den 18-30-Jahrigen Frauen
und bei den Alleinlebenden verweisen
eindringlich auf die Bedeutung von Empo-
werment-Strategien (z.B. im Rahmen von
Seminaren zur Selbstbehauptung).

Erarbeitung von Strategien zur Behebung

von Informationsdefiziten bei Menschen

mit Behinderungen wie bei deren Ange-
horigen. Vor allem Menschen mit Migra-
tionshintergrund und mit niedrigem Bildungs-
niveau finden nicht den Zugang zu den

Beratungsstellen. Im Falle der Angehdrigen

stabilisiert das Nicht-Wissen um Unterstut-

zungsmaoglichkeiten den Verbleib der Sohne
und Tochter mit Beeintrachtigungen in der
elterlichen Wohnung und den Verzicht auf
eine Auszugsplanung — mit der Folge nicht
seltener , Krisenauszlige”. Generell sind
zwei unmittelbare Handlungsfelder erkenn-
bar:

— Qualifizierung und Sensibilisierung beraten-
der Akteure fur das Thema der Inklusion,
unter BerUcksichtigung der Bedeutung
interkultureller Offnungsstrategien.

— Forderschulen und Dienste bzw. Einrich-
tungen der Behindertenhilfe (Forder- und
Werkstatten, Familienunterstltzende
Dienste etc.) sollten aktiv auf Angehorige
zugehen, um diese Uber das bestehende
Unterstlitzungsangebot zu informieren.

21 Unter dem Begriff Nahmobilitdt werden die nicht-motorisierten, korperlich aktiven Verkehrsarten zusammengefasst
(v.a. Ful3- und Radverkehr). Das Konzept der Nahmobilitat zielt aber nicht nur auf verkehrliche Gesichtspunkte ab. Ein

nach Prinzipien der Nahmobilitdt gestalteter Stadtraum kann fir mobilitdtseingeschrénkte Personen und andere Perso-
nen mit (und ohne) Behinderung (z.B. Kinder) entscheidend sein, um selbststandig am gesellschaftlichen Leben teilha-

ben zu kénnen.
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6.2.5 Handlungsfeld V: Forschung

¢ Vertiefende Studien zur Lebenssituatio-
nen von Menschen mit spezifischen Be-
eintrachtigungen. Ein zielgruppenspezifi-
scher Forschungsbedarf besteht vor allem
mit Blick auf gehdrlose Menschen und
Personen mit psychisch-seelischen Beein-
trachtigungen. Uber deren spezifische Le-
bensrealitadten und Bedarfe lasst die vorlie-
gende Studie aufgrund der geringen
Fallzahlen nur bedingt Rickschlisse zu.
Gleichzeitig deuten manche Ergebnisse auf
besondere Belastungen dieser beiden
. Gruppen” hin.

¢ Analyse der Lebens- und Versorgungs-
situation von stationar versorgten Perso-
nen mit Behinderungen. Forschungsbedarf
besteht vor allem hinsichtlich der sozialen
Teilhabemoglichkeiten dieses Personenkreis
und der Frage, ob bzw. inwieweit die Fach-
krafte der Heimaufsicht die in der UN-BRK
niedergelegten Rechte von Menschen mit
Behinderungen bei ihren Prifungen ange-
messen berucksichtigen.

¢ Explorative Studie zur wohnortnahen

medizinischen Versorgung von Menschen

mit Behinderungen. Obwohl die Landes-
hauptstadt Mdnchen Uber eine hervorra-
gende medizinische Infrastruktur mit einer

Reihe von Spezialeinrichtungen verflgt,
deuten die (wenigen diesbezlglichen) Ergeb-
nisse der vorliegenden Studie auf betracht-
liche medizinische Versorgungsmangel hin.
Diese sind zu analysieren, unter besonderer
Berlcksichtigung der Situation von Men-
schen mit einer geistigen oder mehrfachen
Behinderung.

e Sammlung exemplarischer Best-Practice-

Beispiele zur gelungenen inklusiven
Offnung im Freizeit-, Sport- und Kulturbe-
reich. Die mangelnde Offnung vieler Regel-
dienstleister im Freizeit-, Sport- und Kultur-
bereich fur Menschen mit Behinderungen ist
in den meisten Fallen wohl weniger Aus-
druck einer aktiven Verweigerungshaltung,
sondern eher mangelndem Wissen und/oder
der Unsicherheit im Umgang mit Menschen
mit Behinderungen geschuldet. Insofern
kénnte eine entsprechende Sammlung
gelungener inklusiver Offnungsstrategien
manchen Vereinen einen Weg zu einer
starkeren inklusiven Praxis weisen.
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1. Aktionsplan
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Handlungsfeld 11: Statistik und Datensammlung

Nahere Informationen zum Umsetzungsprozess der
UN-BRK in der Landeshauptstadt Mdnchen
und zum Aktionsplan: www.muenchen-wird-inklusiv.de



http://www.muenchen-wird-inklusiv.de

Gestaltung:
Bild1Druck GmbH, Berlin

Bildnachweis:
alle Bilder im Bericht Dr. Andreas Sagner, SIM
Titelbild: Gettylmages, Huntstock

Druck:
Gerber KG Druck + Medien, Minchen

Verwendetes Papier:
gedruckt auf Papier aus 100 % zertifiziertem Holz

aus kontrollierten Quellen

Auflage: 1.200



Weitere Informationen finden Sie im Internet unter:

www.muenchen-wird-inklusiv.de



http://www.muenchen-wird-inklusiv.de

	Vorwort
	1. Einleitung 
	1.1 Grundlagen der Studie
	1.2 Allgemeine Ausgangsbedingungen

	2.	Die Arbeitssituation von Menschen mit
	Behinderungen in der Landeshauptstadt München 
	2.1 Beschäftigungsumfang („Istquoten“)
	2.2 Umfang und Grad der Erwerbsbeteiligung 
	2.3 Arbeitslosigkeit 
	2.4	Zur konkreten Arbeitssituation von Personen mit 
	einer Schwerbehinderung
	2.5	 Beschäftigung auf dem „(teil-)geschützten Arbeitsmarkt“
	2.6 Beschäftigungshemmnisse und Beschäftigungsbedingungen
	2.7	Ausgewählte Best-Practice-Beispiele zur Beschäftigung 	
		von Menschen mit (Schwer-)Behinderung

	3.	Lebensbedingungen der befragten Münchner 
		Bürgerinnen und Bürger mit Schwerbehinderung 
	3.1 Vorbemerkung
	3.2 Wohnen und Wohnumfeld 
	3.3 Gesellschaftliche Teilhabe und Freizeit
	3.4 Beratung, Assistenz und Pflege 
	3.5 Wirtschaftliche Lage 

	4. Zentrale Ergebnisse der Angehörigenbefragung 
	4.1 Beschreibung der an der Angehörigenbefragung teilnehmenden Personen
	4.2	Wohnwünsche der befragten Angehörigen 
	4.3  Kenntnis- und Inanspruchnahme professioneller Angebote
	4.4 Assistenz- und Pflegesituation 

	5. Sozialraum 
	6. Handlungsempfehlungen 
	6.1 Vorbemerkung: Handlungsfelder aus Sicht der Betroffenen
	6.2	 Handlungsempfehlungen aus Sicht des Berichterstatters 
	6.2.1 Handlungsfeld I: Arbeit
	6.2.2 Handlungsfeld II: Dienstleistung
	6.2.3 Handlungsfeld III: Sozialraum
	6.2.4 Handlungsfeld IV: Sozialraumübergreifende Aspekte
	6.2.5 Handlungsfeld V: Forschung 





